
14. 6.2013 Gesetz zu dem Vertrag vom 9. Dezember 2011 über den Beitritt der Republik Kroatien zur
Europäischen Union  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 586

GESTA: XA012

25. 4.2013 Bekanntmachung des deutsch-marokkanischen Abkommens über Finanzielle Zusammenarbeit  . . . . 608

29. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens Nr. 100 der Internationalen Arbeits-
organisation über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleich -
wertige Arbeit  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 611

29. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens Nr. 105 der Internationalen Arbeits-
organisation über die Abschaffung der Zwangsarbeit  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 611

29. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens Nr. 160 der Internationalen Arbeits-
organisation über Arbeitsstatistiken  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 612

29. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens Nr. 161 der Internationalen Arbeits-
organisation über die betriebsärztlichen Dienste  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 612

29. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeits-
organisation über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten 
Formen der Kinderarbeit  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 613

29. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens Nr. 187 der Internationalen Arbeits-
organisation über den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 613

30. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 614

30. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten
des Internationalen Seegerichtshofs  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 614

30. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Änderung von 1997 des Montrealer Protokolls über
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 615

30. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Änderung von 1999 des Montrealer Protokolls über
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 615

30. 4.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Protokolls von 1984 zum Übereinkommen von 1979
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend die langfristige Finanzierung
des Programms über die Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der weiträumigen Über -
tragung von luftverunreinigenden Stoffen in Europa (EMEP)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 616

Die Anhänge I bis IX zur Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassungen des Vertrags über die
Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft (Gesetz vom 14. Juni 2013 zu dem Vertrag vom 9. Dezember 2011 über den Beitritt der Republik Kroatien zur 
Europäischen Union) werden als Anlageband zu dieser Ausgabe des Bundesgesetzblatts ausgegeben. Innerhalb des Abonnements
werden Anlagebände auf Anforderung gemäß den Bezugsbedingungen des Verlags übersandt. Außerhalb des Abonnements er-
folgt die Lieferung gegen Kostenerstattung.

Tag Inhal t Seite

Bundesgesetzblatt
585

Teil II G 1998

2013 Ausgegeben zu Bonn am 19. Juni 2013 Nr. 14

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Dem in Brüssel am 9. Dezember 2011 von der Bundesrepublik Deutschland
unterzeichneten Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Republik Bulga-
rien, der Tschechischen Republik, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepu-
blik Deutschland, der Republik Estland, Irland, der Hellenischen Republik, dem
Königreich Spanien, der Französischen Republik, der Italienischen Republik, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, dem Großherzog-
tum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, dem Königreich der
Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, der Portugiesischen
Republik, Rumänien, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der
Republik Finnland, dem Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich
Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Union) und der
Republik Kroatien über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Uni-
on und den in der Schlussakte vom selben Tag aufgeführten Erklärungen wird
zugestimmt. Der Vertrag und die Schlussakte werden nachstehend veröffent-
licht.*

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 3 Absatz 3 für die
 Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu
geben.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetz-
blatt zu verkünden.

Berlin, den 14. Juni 2013

D e r  B u n d e s p rä s i d e n t
J o a c h i m  G a u c k

D i e  B u n d e s k a n z l e r i n
Dr. A n g e l a  M e r k e l

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  A u s w ä r t i g e n
G u i d o  We s te r w e l l e

D e r  B u n d e s m i n i s t e r
f ü r  W i r t s c h a f t  u n d  Te c h n o l o g i e

Dr. P h i l i p p  R ö s l e r

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  I n n e r n
H a n s - Pe te r  Fr i e d r i c h

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e r  F i n a n ze n
S c h ä u b l e
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A. Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Republik
Bulgarien, der Tschechischen Republik, dem Königreich
Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Repu-
blik Estland, Irland, der Hellenischen Republik, dem
 Königreich Spanien, der Französischen Republik, der
 Italienischen Republik, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, dem Großherzogtum
 Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta,
dem Königreich der Niederlande, der Republik Öster-
reich, der Republik Polen, der Portugiesischen Republik,
Rumänien, der Republik Slowenien, der Slowakischen
Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schwe-
den, dem Vereinigten Königreich Großbritannien und
Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Union) und
der Republik Kroatien über den Beitritt der Republik
Kroatien zur Europäischen Union

B. Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik
Kroatien und die Anpassungen des Vertrags über die Eu-
ropäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Atomgemeinschaft

Erster�Teil:�Grundsätze

Zweiter�Teil:�Anpassungen�der�Verträge

Titel�I: Institutionelle�Bestimmungen

Titel�II: Sonstige�Änderungen�

Dritter�Teil:�Ständige�Bestimmungen�

Vierter�Teil:�Bestimmungen�mit�begrenzter�Geltungsdauer

Titel�I: Übergangsmaßnahmen

Titel�II: Institutionelle�Bestimmungen

Titel�III: Finanzbestimmungen�

Titel�IV: Sonstige�Bestimmungen

Fünfter�Teil:�Bestimmungen�über�die�Durchführung�dieser�Akte

Titel�I: Anpassungen� der� Geschäftsordnungen� der� Organe
und der�Satzungen�und�Geschäftsordnungen�der�Aus-
schüsse

Titel�II: Anwendbarkeit�der�Rechtsakte�der�Organe

Titel�III: Schlussbestimmungen

Anh ä ng e

Anhang�I: Liste�der�Übereinkünfte�und�Protokolle,�denen�die
Republik�Kroatien�am�Tag�des�Beitritts�beitritt�(nach
Artikel�3�Absatz�4�der�Beitrittsakte)

Anhang�II: Verzeichnis�der�Bestimmungen�des�in�den�Rahmen
der�Europäischen�Union�einbezogenen�Schengen-
Besitzstands�und�der�darauf�beruhenden�oder�an-
derweitig�damit�zusammenhängenden�Rechtsakte,
die�ab�dem�Beitritt�für�die�Republik�Kroatien�bin-

dend� und� in� der� Republik� Kroatien� anzuwenden
sind�(nach�Artikel�4�Absatz�1�der�Beitrittsakte)

Anhang�III: Liste�nach�Artikel�15�der�Beitrittsakte:�Anpassungen
der�Rechtsakte�der�Organe

1. Freier�Dienstleistungsverkehr�

2. Vorschriften�über�geistiges�Eigentum

I. Gemeinschaftsmarke�

II. Ergänzende�Schutzzertifikate�

III. Gemeinschaftsgeschmacksmuster

3. Finanzdienstleistungen

4. Landwirtschaft

5. Fischerei�

6. Steuerliche�Vorschriften

7. Regionalpolitik�und�Koordinierung�der�strukturel-
len�Instrumente

8. Umwelt

Anhang�IV: Liste�nach�Artikel�16�der�Beitrittsakte:�Andere�stän-
dige�Bestimmungen

1. Schutz�der�Rechte�des�geistigen�Eigentums

2. Wettbewerbspolitik�

3. Landwirtschaft

4. Fischerei�

5. Zollunion

Anlage�zu�Anhang�IV

Anhang�V: Liste�nach�Artikel�18�der�Beitrittsakte:�Übergangs-
maßnahmen

1. Freier�Warenverkehr�

2. Freizügigkeit

3. Freier�Kapitalverkehr�

4. Landwirtschaft

I. Übergangsmaßnahmen�für�Kroatien

II. Vorübergehendes� Zollkontingent� für� Roh�-
zucker�zur�Raffination�

III. Direktzahlungen�– Befristete�Maßnahmen�für
Kroatien

5. Lebensmittelsicherheit� sowie� Veterinär-� und
Pflanzenschutzpolitik

I. Legehennen

II. Betriebe�(Fleisch-,�Milch-�und�Fischerzeug-
nisse�sowie�tierische�Nebenprodukte)�

III. Vermarktung�von�Saatgut

IV. Neum
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6. Fischerei�

7. Verkehrspolitik�

8. Steuerliche�Vorschriften

9. Freiheit,�Sicherheit�und�Recht

10. Umwelt

I. Horizontale�Rechtsvorschriften

II. Luftqualität�

III. Abfallbewirtschaftung

IV. Wasserqualität�

V. Integrierte� Vermeidung� und� Verminderung
der�Umweltverschmutzung�(IVU)

VI. Chemikalien

Anlage�zu�Anhang�V

Anhang�VI: Entwicklung�des�ländlichen�Raums�(nach�Artikel�35
Absatz�2�der�Beitrittsakte)

Anhang�VII: Spezifische�Verpflichtungen,�die�die�Republik�Kroa-
tien�bei�den�Beitrittsverhandlungen�eingegangen�ist
(nach�Artikel�36�Absatz�1�Unterabsatz�2�der�Bei-
trittsakte)

Anhang�VIII: Verpflichtungen,�die�die�Republik�Kroatien�im�Hin-
blick� auf� die� Umstrukturierung� der� kroatischen
Schiffbauindustrie�eingegangen�ist�(nach�Artikel�36
Absatz�1�Unterabsatz�3�der�Beitrittsakte)

Anhang�IX: Verpflichtungen,�die�die�Republik�Kroatien�im�Hin-
blick�auf�die�Umstrukturierung�der�Stahlindustrie
eingegangen�ist�(nach�Artikel�36�Absatz�1�Unterab-
satz�3�der�Beitrittsakte)

P ro t o ko l l �

Protokoll�über�bestimmte�Modalitäten�für�eine�etwaige�einma�lige
Übertragung� von� Einheiten� der� zugeteilten�Menge� (Assigned
Amount�Units),�die�im�Rahmen�des�Protokolls�von�Kyoto�zum
Rahmenübereinkommen� der� Vereinten� Nationen� über� Klima�-
änderungen�vergeben�wurden,�an�die�Republik�Kroatien�und�die
entsprechende�Ausgleichsleistung

Schlussakte 

I. Wortlaut�der�Schlussakte�

II. Erklärungen:

A. Gemeinsame�Erklärung�der�derzeitigen�Mitgliedstaaten

Gemeinsame�Erklärung�zur�vollständigen�Anwendung�der
Bestimmungen�des�Schengen-Besitzstands

B. Gemeinsame�Erklärung�verschiedener�derzeitiger�Mitglied-
staaten

Gemeinsame�Erklärung�der�Bundesrepublik�Deutschland
und�der�Republik�Österreich�zur�Freizügigkeit�der�Arbeit-
nehmer:�Kroatien

C. Gemeinsame�Erklärung�der�derzeitigen�Mitgliedstaaten
und�der�Republik�Kroatien

Gemeinsame�Erklärung�zum�Europäischen�Entwicklungs-
fonds

D. Erklärung�der�Republik�Kroatien�

Erklärung�der�Republik�Kroatien�zu�der�Übergangsrege-
lung�für�die�Liberalisierung�des�kroatischen�Marktes�für
landwirtschaftliche�Flächen

III. Briefwechsel�zwischen�der�Europäischen�Union�und�der�Re-
publik�Kroatien�über�ein�Informations-�und�Konsultationsver-
fahren�für�die�Annahme�bestimmter�Beschlüsse�und�sonstige
Maßnahmen�in�der�Zeit�vor�dem�Beitritt
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Seine�Majestät�der�König�der�Belgier,�

Der�Präsident�der�Republik�Bulgarien,�

Der�Präsident�der�Tschechischen�Republik,�

Ihre�Majestät�die�Königin�von�Dänemark,�

Der�Präsident�der�Bundesrepublik�Deutschland,�

Der�Präsident�der�Republik�Estland,�

Der�Präsident�Irlands,�

Der�Präsident�der�Hellenischen�Republik,�

Seine�Majestät�der�König�von�Spanien,�

Der�Präsident�der�Französischen�Republik,�

Die�Republik�Kroatien,�

Der�Präsident�der�Italienischen�Republik,�

Der�Präsident�der�Republik�Zypern,�

Der�Präsident�der�Republik�Lettland,�

Die�Präsidentin�der�Republik�Litauen,�

Seine�Königliche�Hoheit�der�Großherzog�von�Luxemburg,�

Der�Präsident�der�Republik�Ungarn,�

Der�Präsident�Maltas,�

Ihre�Majestät�die�Königin�der�Niederlande,�

Der�Bundespräsident�der�Republik�Österreich,�

Der�Präsident�der�Republik�Polen,�

Der�Präsident�der�Portugiesischen�Republik,�

Der�Präsident�Rumäniens,�

Der�Präsident�der�Republik�Slowenien,�

Der�Präsident�der�Slowakischen�Republik,�

Die�Präsidentin�der�Republik�Finnland,�

Die�Regierung�des�Königreichs�Schweden,�

Ihre�Majestät�die�Königin�des�Vereinigten�Königreichs�Groß�-
britannien�und�Nordirland�–�

einig�in�dem�Willen,�die�Verwirklichung�der�Ziele�der�Europä�-
ischen�Union�fortzuführen,�

entschlossen,�auf�den�bereits�geschaffenen�Grundlagen�einen
immer�engeren�Zusammenschluss�der�europäischen�Völker�her-
beizuführen,�

in�der�Erwägung,�dass�Artikel�49�des�Vertrags�über�die�Euro-
päische�Union�den�europäischen�Staaten�die�Möglichkeit�eröff-
net,�Mitglieder�der�Union�zu�werden,�

in�der�Erwägung,�dass�die�Republik�Kroatien�beantragt�hat,
Mitglied�der�Europäischen�Union�zu�werden,�

in� der� Erwägung,� dass� sich� der� Rat� nach� Einholung� der
�Stellungnahme�der�Kommission�und�der�Zustimmung�des�Euro-
päischen�Parlaments�für�die�Aufnahme�der�Republik�Kroatien
ausgesprochen�hat�–�

haben� Einigung� über� die� Aufnahmebedingungen� und� die
�Anpassungen�des�Vertrags� über� die�Europäische�Union,� des
�Vertrags�über�die�Arbeitsweise�der�Europäischen�Union�und�des
Vertrags� zur� Gründung� der� Europäischen� Atomgemeinschaft
�erzielt;�sie�haben�zu�diesem�Zweck�zu�ihren�Bevollmächtigten
�ernannt:�

Seine�Majestät�der�König�der�Belgier,�

Der�Präsident�der�Republik�Bulgarien,�

Der�Präsident�der�Tschechischen�Republik,�

Ihre�Majestät�die�Königin�von�Dänemark,�

Der�Präsident�der�Bundesrepublik�Deutschland,�

Der�Präsident�der�Republik�Estland,�

Der�Präsident�Irlands,�

Der�Präsident�der�Hellenischen�Republik,�

Seine�Majestät�der�König�von�Spanien,�

Der�Präsident�der�Französischen�Republik,�

Die�Republik�Kroatien,�

Der�Präsident�der�Italienischen�Republik,�

Der�Präsident�der�Republik�Zypern,�

Der�Präsident�der�Republik�Lettland,�

Die�Präsidentin�der�Republik�Litauen,�

Seine�Königliche�Hoheit�der�Großherzog�von�Luxemburg,�

Der�Präsident�der�Republik�Ungarn,�

Der�Präsident�Maltas,�

Ihre�Majestät�die�Königin�der�Niederlande,�

Der�Bundespräsident�der�Republik�Österreich,�

Der�Präsident�der�Republik�Polen,�
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Der�Präsident�der�Portugiesischen�Republik,�

Der�Präsident�Rumäniens,�

Der�Präsident�der�Republik�Slowenien,�

Der�Präsident�der�Slowakischen�Republik,�

Die�Präsidentin�der�Republik�Finnland,�

Die�Regierung�des�Königreichs�Schweden,�

Ihre�Majestät�die�Königin�des�Vereinigten�Königreichs�Groß�-
britannien�und�Nordirland,�

diese�sind�nach�Austausch�ihrer�als�gut�und�gehörig�befunde-
nen�Vollmachten�

wie�folgt�übereingekommen:�

A r t i k e l � 1

(1)� Die� Republik� Kroatien� wird� Mitglied� der� Europäischen
�Union�und�der�Europäischen�Atomgemeinschaft.�

(2)� Die�Republik�Kroatien�wird� Vertragspartei� des� Vertrags
über�die�Europäische�Union,�des�Vertrags�über�die�Arbeitsweise
der�Europäischen�Union�und�des�Vertrags�zur�Gründung�der�Eu-
ropäischen� Atomgemeinschaft� in� ihrer� jeweiligen� geänderten
oder�ergänzten�Fassung.�

(3)� Die�Aufnahmebedingungen�und�die�aufgrund�der�Aufnah-
me�erforderlichen�Anpassungen�der�in�Absatz�2�genannten�Ver-
träge�sind�in�der�diesem�Vertrag�beigefügten�Akte�festgelegt.�Die
Bestimmungen�der�Akte�sind�Bestandteil�dieses�Vertrags.�

A r t i k e l 2�

Die�Bestimmungen�über�die�Rechte�und�Pflichten�der�Mitglied-
staaten� sowie� über� die� Befugnisse� und� Zuständigkeiten� der
�Organe� der� Union,� wie� sie� in� den� Verträgen� festgelegt� sind,
�denen�die�Republik�Kroatien�aufgrund�des�Artikels�1�Absatz�2
beitritt,�gelten�auch�für�diesen�Vertrag.�

A r t i k e l 3�

(1)� Dieser�Vertrag�bedarf�der�Ratifikation�durch�die�Hohen
�Vertragsparteien�im�Einklang�mit�ihren�verfassungsrechtlichen

Vorschriften.�Die�Ratifikationsurkunden�werden�bis�zum�30.�Juni
2013�bei�der�Regierung�der�Italienischen�Republik�hinterlegt.�

(2)� Durch�die�Ratifizierung�dieses�Vertrags�durch�die�Republik
Kroatien�gelten�auch�alle�Änderungen�der�in�Artikel�1�Absatz�2
genannten�Verträge,�die�zum�Zeitpunkt�der�Ratifizierung�dieses
Vertrags�durch�die�Republik�Kroatien�gemäß�Artikel�48�des�Ver-
trags�über�die�Europäische�Union�zur�Ratifizierung�oder�Geneh-
migung�durch�die�Mitgliedstaaten�auflagen,�sowie�alle�zu�dem
genannten�Zeitpunkt�oder�davor�angenommenen�Rechtsakte�der
Organe,�die�erst�nach�Genehmigung�durch�die�Mitgliedstaaten
im�Einklang�mit�ihren�verfassungsrechtlichen�Vorschriften�in�Kraft
treten,�als�durch�die�Republik�Kroatien�ratifiziert�oder�genehmigt.�

(3)� Dieser�Vertrag� tritt� am�1.� Juli� 2013� in�Kraft,� sofern�alle
�Ratifikationsurkunden�vor�diesem�Tag�hinterlegt�worden�sind.�

(4)� Ungeachtet�des�Absatzes�3�können�die�Organe�der�Union
vor� dem� Beitritt� die� Maßnahmen� erlassen,� die� in� Artikel� 3�
Absatz 7,�Artikel�6�Absatz�2�Unterabsatz�2,�Artikel�6�Absatz�3
�Unterabsatz�2,�Artikel�6�Absatz�6�Unterabsätze�2�und�3,�Artikel�6
�Absatz� 7� Unterabsatz� 2,� Artikel� 6� Absatz� 8� Unterabsatz� 3,�
Artikel 17,�Artikel�29�Absatz�1,�Artikel�30�Absatz�5,�Artikel�31
�Absatz 5,�Artikel�35�Absätze�3�und�4,�den�Artikeln�38,�39,�41,�42,
43,� 44,� 49,� 50�und�51�und� in�den�Anhängen� IV�bis�VI�der� in�
Artikel�1�Absatz 3�genannten�Akte�genannt�sind.�

Diese�Maßnahmen� treten�nur� vorbehaltlich�des� Inkrafttretens
�dieses�Vertrags�und�zum�Zeitpunkt�seines�Inkrafttretens�in�Kraft.�

(5)� Ungeachtet�des�Absatzes�3�gilt�Artikel�36�der�in�Artikel�1
Absatz�3�genannten�Akte�ab�der�Unterzeichnung�dieses�Vertrags.�

A r t i k e l � 4 �

Dieser�Vertrag�ist�in�einer�Urschrift�in�bulgarischer,�dänischer,
deutscher,�englischer,�estnischer,�finnischer,�französischer,�grie-
chischer,�irischer,�italienischer,�kroatischer,�lettischer,�litauischer,
maltesischer,�niederländischer,�polnischer,�portugiesischer,�rumä-
nischer, schwedischer,�slowakischer,�slowenischer,�spanischer,
tschechischer�und�ungarischer�Sprache�abgefasst,�wobei�der
Wortlaut� in� jeder� dieser� Sprachen� gleichermaßen� verbindlich
ist; er�wird�im�Archiv�der�Regierung�der�Italienischen�Republik
hinterlegt;�diese�übermittelt�der�Regierung�jedes�anderen�Unter-
zeichnerstaats�eine�beglaubigte�Abschrift.
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Zu�Urkund�dessen�haben�die�unterzeichneten�Bevollmäch-
tigten�ihre�Unterschriften�unter�diesen�Vertrag��gesetzt.�

Geschehen�zu�Brüssel�am�9.�Dezember�2011
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Erster Teil 

Grundsätze 

A r t i k e l � 1 �

Im�Sinne�dieser�Akte�bezeichnet�

– der�Ausdruck�„ursprüngliche�Verträge“�

a) den�Vertrag�über�die�Europäische�Union�(EUV)�und�den
Vertrag� über� die� Arbeitsweise� der� Europäischen� Union
(AEUV)�mit�den�Änderungen�oder�Ergänzungen,�die�durch
vor�dem�Beitritt�der�Republik�Kroatien�in�Kraft�getretene
Verträge�oder�andere�Rechtsakte�vorgenommen�worden
sind;�

b) den�Vertrag�zur�Gründung�der�Europäischen�Atomgemein-
schaft�(EAG-Vertrag)�mit�den�Änderungen�oder�Ergänzun-
gen,�die�durch�vor�dem�Beitritt�der�Republik�Kroatien�in�Kraft
getretene�Verträge�oder�andere�Rechtsakte�vorgenommen
worden�sind;�

– der� Ausdruck� „derzeitige� Mitgliedstaaten“� das� Königreich
�Belgien,�die�Republik�Bulgarien,�die�Tschechische�Republik,
das�Königreich�Dänemark,�die�Bundesrepublik�Deutschland,
die�Republik�Estland,� Irland,�die�Hellenische�Republik,�das
�Königreich� Spanien,� die� Französische� Republik,� die� Italie-
nische�Republik,�die�Republik�Zypern,�die�Republik�Lettland,
die� Republik� Litauen,� das�Großherzogtum� Luxemburg,� die
�Republik� Ungarn,� die� Republik� Malta,� das� Königreich� der
�Niederlande,�die�Republik�Österreich,�die�Republik�Polen,�die
Portugiesische�Republik,�Rumänien,�die�Republik�Slowenien,
die�Slowakische�Republik,�die�Republik�Finnland,�das�König-
reich�Schweden�und�das�Vereinigte�Königreich�Großbritannien
und�Nordirland;�

– der� Ausdruck� „Union“� die� durch� den� EUV� und� den� AEUV
�geschaffene�Europäische�Union�und/oder�je�nach�Sachlage
die�Europäische�Atomgemeinschaft;�

– der� Ausdruck� „Organe“� die� durch� den� EUV� geschaffenen
�Organe.�

A r t i k e l � 2 �

Ab�dem�Tag�des�Beitritts�sind�die�ursprünglichen�Verträge�und
die� vor� dem� Beitritt� erlassenen� Rechtsakte� der� Organe� für
�Kroatien�verbindlich�und�gelten�in�Kroatien�nach�Maßgabe�der
genannten�Verträge�und�dieser�Akte.�

Sind�nach�der�Ratifizierung�des�Vertrags�über�den�Beitritt�durch
Kroatien�Änderungen�an�den�ursprünglichen�Verträgen�von�den
Vertretern�der�Regierungen�der�Mitgliedstaaten�gemäß�Artikel�48
Absatz�4�EUV�vereinbart�worden�und�sind�diese�Änderungen�bis
zum�Zeitpunkt�des�Beitritts�nicht�in�Kraft�getreten,�so�werden�die-
se�Änderungen�von�Kroatien�nach�Maßgabe�seiner�verfassungs-
rechtlichen�Vorschriften�ratifiziert.�

A r t i k e l � 3 �

(1)� Kroatien�tritt�den�Beschlüssen�und�Vereinbarungen�der�im
Europäischen�Rat�vereinigten�Staats-�und�Regierungschefs�der
Mitgliedstaaten�bei.�

(2)� Kroatien�tritt�den�Beschlüssen�und�Vereinbarungen�der�im
Rat�vereinigten�Vertreter�der�Regierungen�der�Mitgliedstaaten�bei.�

(3)� Kroatien�befindet�sich�hinsichtlich�der�Erklärungen,�Ent-
schließungen�oder�sonstigen�Stellungnahmen�des�Europäischen
Rates�oder�des�Rates�sowie�hinsichtlich�der�die�Union�betreffen-
den� Erklärungen,� Entschließungen� oder� sonstigen� Stellung�-
nahmen,�die�von�den�Mitgliedstaaten�im�gegenseitigen�Einver-
nehmen� angenommen� wurden,� in� derselben� Lage� wie� die
derzeitigen�Mitgliedstaaten.�Kroatien�wird�demgemäß�die�sich
daraus�ergebenden�Grundsätze�und�Leitlinien�beachten�und�die
gegebenenfalls�zu�ihrer�Durchführung�erforderlichen�Maßnahmen
treffen.�

(4)� Kroatien�tritt�den�in�Anhang�I�aufgeführten�Übereinkünften
und�Protokollen�bei.�Diese�Übereinkünfte�und�Protokolle�treten
für�Kroatien�an�dem�Tag�in�Kraft,�den�der�Rat�in�den�in�Absatz�5
genannten�Beschlüssen�festlegt.�

(5)� Der�Rat�beschließt�einstimmig�auf�Empfehlung�der�Kom-
mission�und�nach�Anhörung�des�Europäischen�Parlaments,�alle
Anpassungen�vorzunehmen,�die�aufgrund�des�Beitritts�zu�den�in
Absatz�4�genannten�Übereinkünften�und�Protokollen�erforderlich
sind,�und�veröffentlicht�den�angepassten�Wortlaut�im�Amtsblatt
der�Europäischen�Union.�

(6)� Kroatien� verpflichtet� sich� in�Bezug� auf� die� in� Absatz� 4
�genannten� Übereinkünfte� und� Protokolle,� Verwaltungs-� und
sonstige�Vorkehrungen�wie�etwa�diejenigen�einzuführen,�die�von
den�derzeitigen�Mitgliedstaaten�oder�vom�Rat�bis�zum�Tag�des
Beitritts�angenommen�wurden,�und�die�praktische�Zusammen-
arbeit� zwischen� den� Einrichtungen� und� Organisationen� der
�Mitgliedstaaten�zu�erleichtern.�

(7)� Der�Rat�kann�einstimmig�auf�Vorschlag�der�Kommission�in
Anhang�I�die�einschlägigen�Übereinkünfte,�Abkommen�und�Pro-
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tokolle�aufnehmen,�die�vor�dem�Tag�des�Beitritts�unterzeichnet
werden.�

A r t i k e l 4�

(1)� Die� Bestimmungen� des� Schengen-Besitzstands,� die� in
dem�dem�EUV�und�dem�AEUV�beigefügten�Protokoll�über�den�in
den�Rahmen�der�Europäischen�Union�einbezogenen�Schengen-
Besitzstand� (im� Folgenden� „Schengen-Protokoll“)� aufgeführt
sind,�und�die�darauf�aufbauenden�oder�anderweitig�damit�zu-
sammenhängenden�Rechtsakte,�die�in�Anhang�II�aufgeführt�sind,
sowie�alle�weiteren�vor�dem�Tag�des�Beitritts�erlassenen�Rechts-
akte�dieser�Art�sind�ab�dem�Tag�des�Beitritts�für�Kroatien�bin-
dend�und�in�Kroatien�anzuwenden.�

(2)� Die�Bestimmungen�des�in�den�Rahmen�der�Union�einbe-
zogenen�Schengen-Besitzstands�und�die�darauf�aufbauenden
oder�anderweitig�damit�zusammenhängenden�Rechtsakte,�die
nicht�in�Absatz�1�genannt�sind,�sind�zwar�für�Kroatien�ab�dem
Tag�des�Beitritts�bindend,�sie�sind�aber�in�Kroatien�jeweils�nur
nach�einem�entsprechenden�Beschluss�anzuwenden,�den�der
Rat�nach�einer�nach�den�geltenden�Schengen-Evaluierungsver-
fahren�durchgeführten�Prüfung�der�Frage,�ob�die�erforderlichen
Voraussetzungen� für�die�Anwendung�aller�Teile�des�einschlä�-
gigen Besitzstands�–�einschließlich�der�wirksamen�Anwendung
aller�Schengen-Bestimmungen�im�Einklang�mit�den�vereinbarten
gemeinsamen�Standards�und�mit�den�grundlegenden�Prinzipien –
in�Kroatien�gegeben�sind,�gefasst�hat.�Dieser�Beschluss�wird
vom�Rat�gemäß�den�geltenden�Schengen-Verfahren�und�unter
Berücksichtigung�eines�Berichts�der�Kommission�gefasst,�in�dem
bestätigt�wird,�dass�Kroatien�weiterhin�die�bei�den�Beitrittsver-
handlungen�eingegangenen�Verpflichtungen,�die�für�den�Schen-
gen-Besitzstand�von�Belang�sind,�erfüllt.�

Der� Rat� beschließt� nach� Anhörung� des� Europäischen� Parla�-
ments einstimmig� mit� den� Stimmen� der� Mitglieder,� die� die
�Regierungen�der�Mitgliedstaaten�vertreten,�für�die�die�in�diesem
Absatz� genannten� Bestimmungen� bereits� in� Kraft� gesetzt�
worden�sind,�und�des�Vertreters�der�Regierung�der�Republik
Kroatien.�Die�Mitglieder�des�Rates,�die�die�Regierungen�Irlands
und�des�Vereinigten�Königreichs�Großbritannien�und�Nordirland
vertreten,�nehmen�insoweit�an�einem�derartigen�Beschluss�teil,
als�er�sich�auf�die�Bestimmungen�des�Schengen-Besitzstands
und�die�darauf�aufbauenden�oder�anderweitig�damit�zusammen-
hängenden�Rechtsakte�bezieht,�an�denen�diese�Mitgliedstaaten
teilnehmen.�

A r t i k e l � 5 �

Kroatien�nimmt�ab�dem�Tag�des�Beitritts�als�Mitgliedstaat,�für
den�eine�Ausnahmeregelung�im�Sinne�des�Artikels�139�AEUV�gilt,
an�der�Wirtschafts-�und�Währungsunion�teil.�

A r t i k e l � 6 �

(1)� Die�von�der�Union�mit�einem�Drittland�oder�mehreren�Dritt-
ländern,�mit�einer�internationalen�Organisation�oder�mit�einem
Staatsangehörigen�eines�Drittlandes�geschlossenen�oder�vorläu-
fig�angewendeten�Abkommen�sind�für�Kroatien�nach�Maßgabe
der�ursprünglichen�Verträge�und�dieser�Akte�bindend.�

(2)� Kroatien�verpflichtet�sich,�den�von�den�derzeitigen�Mit-
gliedstaaten�und�der�Union�mit�einem�Drittland�oder�mehreren
Drittländern�oder�mit�einer�internationalen�Organisation�geschlos-
senen�oder�unterzeichneten�Abkommen�nach�Maßgabe�dieser
Akte�beizutreten.�

Soweit�in�spezifischen�in�Unterabsatz�1�genannten�Abkommen
nichts�anderes�festgelegt�ist,�wird�dem�Beitritt�Kroatiens�zu�die-
sen�Abkommen�durch�den�Abschluss�eines�Protokolls�zu�diesen
Abkommen�zwischen�dem�Rat,�der�im�Namen�der�Mitgliedstaa-
ten�handelt�und�einstimmig�beschließt,�und�dem�betreffenden
Drittland�oder�den�betreffenden�Drittländern�bzw.�der�betreffen-
den�internationalen�Organisation,�zugestimmt.�Die�Kommission
oder,�wenn�sich�das�Abkommen�ausschließlich�oder�hauptsäch-
lich�auf�die�Gemeinsame�Außen-�und�Sicherheitspolitik�bezieht,
der�Hohe�Vertreter�der�Union�für�Außen-�und�Sicherheitspolitik

(im�Folgenden�„Hoher�Vertreter“),�handelt�diese�Protokolle� im
�Namen�der�Mitgliedstaaten�auf�der�Grundlage�der�vom�Rat�ein-
stimmig�gebilligten�Verhandlungsrichtlinien�in�Abstimmung�mit
einem� aus� den� Vertretern� der� Mitgliedstaaten� zusammenge�-
setzten�Ausschuss�aus.�Die�Kommission�bzw.�der�Hohe�Vertreter,
je�nachdem,�was�angemessen�ist,�unterbreitet�dem�Rat�einen
Entwurf�der�Protokolle�für�deren�Abschluss.�

Dieses�Verfahren�gilt�unbeschadet�der�Ausübung�der�eigenen
�Zuständigkeiten�der�Union�und�berührt�nicht�die�Verteilung�der
Zuständigkeiten�zwischen�der�Union�und�den�Mitgliedstaaten�in
Bezug�auf�den�künftigen�Abschluss�derartiger�Abkommen�oder�in
Bezug�auf�andere�nicht�mit�dem�Beitritt�zusammenhängende
�Änderungen.�

(3)� Ab�dem�Tag�des�Beitritts�und�bis�zum�Inkrafttreten�der�in
Absatz�2�Unterabsatz�2�genannten�erforderlichen�Protokolle�wen-
det�Kroatien�die�Bestimmungen�der�in�Absatz�2�Unterabsatz�1
genannten�Abkommen�an,�die�vor�dem�Beitritt�geschlossen�oder
vorläufig�angewendet�wurden,�mit�Ausnahme�des�Abkommens
zwischen�der�Europäischen�Gemeinschaft�und�ihren�Mitglied-
staaten�einerseits�und�der�Schweizerischen�Eidgenossenschaft
andererseits�über�die�Freizügigkeit1).

Bis� zum� Inkrafttreten� der� in� Absatz� 2� Unterabsatz� 2� ge�-
nannten Protokolle�ergreifen�die�Union�und�die�Mitgliedstaaten
�gegebenenfalls�gemeinsam�im�Rahmen�ihrer�jeweiligen�Zustän-
digkeiten�alle�geeigneten�Maßnahmen.�

(4)� Kroatien�tritt�dem�Partnerschaftsabkommen�zwischen�den
Mitgliedern�der�Gruppe�der�Staaten� in�Afrika,� im�Karibischen
Raum�und�im�Pazifischen�Ozean�einerseits�und�der�Europäischen
Gemeinschaft� und� ihren� Mitgliedstaaten� andererseits,� unter�-
zeichnet� in� Cotonou� am� 23.� Juni� 20002),� sowie� den� beiden
�Abkommen�zur�Änderung�dieses�Abkommens,�die�am�25.�Juni
2005�in Luxemburg3)�unterzeichnet�bzw.�am�22.�Juni�2010�in
Ouagadougou4)�zur�Unterzeichnung�aufgelegt�wurden,�bei.�

(5)� Kroatien�verpflichtet�sich,�nach�Maßgabe�dieser�Akte�dem
Abkommen�über�den�Europäischen�Wirtschaftsraum5)�gemäß
�Artikel�128�jenes�Abkommens�beizutreten.�

(6)� Ab�dem�Tag�des�Beitritts�wendet�Kroatien�die�zwischen�der
Union�und�Drittländern�geschlossenen�bilateralen�Textilabkom-
men�oder�-vereinbarungen�an.�

Die�von�der�Union�angewendeten�mengenmäßigen�Beschrän-
kungen�der�Einfuhr� von�Textil-� und�Bekleidungserzeugnissen
werden�angepasst,�um�dem�Beitritt�Kroatiens�zur�Union�Rech-
nung� zu� tragen.� Zu� diesem� Zweck� können� Änderungen� der�
in� Unterabsatz� 1� genannten� bilateralen� Textilabkommen� und�
-vereinbarungen�von�der�Union�mit�den�betreffenden�Drittländern
vor dem�Beitritt�ausgehandelt�werden.�

Sollten� die� Änderungen� der� bilateralen� Textilabkommen� und�
-vereinbarungen�bis�zum�Tag�des�Beitritts�nicht�in�Kraft�getreten
sein,�so�nimmt�die�Union�an�ihren�Vorschriften�für�die�Einfuhr�von
Textil-�und�Bekleidungserzeugnissen�aus�Drittländern�die�not-
wendigen�Anpassungen�vor,�um�dem�Beitritt�Kroatiens�Rech-
nung�zu�tragen.�

(7)� Die�von�der�Union�angewendeten�mengenmäßigen�Be-
schränkungen� der� Einfuhr� von� Stahl� und� Stahlerzeugnissen
�werden�auf�der�Grundlage�der�in�den�letzten�Jahren�erfolgten
�Einfuhren�von�Stahl�und�Stahlerzeugnissen�aus�den�betreffenden
Lieferländern�nach�Kroatien�angepasst.�

Zu�diesem�Zweck�werden�die�erforderlichen�Änderungen�an�den
zwischen�der�Union�und�den�betreffenden�Drittländern�geschlos-
senen�bilateralen�Stahlabkommen�und�-vereinbarungen�vor�dem
Beitritt�ausgehandelt.�
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Sollten� die� Änderungen� der� bilateralen� Stahlabkommen� und�
-vereinbarungen�bis�zum�Beitritt�nicht�in�Kraft�getreten�sein,�so
gilt�Unterabsatz�1.�

(8)� Ab�dem�Tag�des�Beitritts�werden�Fischereiabkommen,�die
zwischen�Kroatien�und�Drittländern�vor�diesem�Tag�geschlossen
wurden,�von�der�Union�verwaltet.�

Die�Rechte�und�Pflichten�Kroatiens,�die�aus�diesen�Abkommen
erwachsen,�werden�während�des�Zeitraums,�in�dem�die�Bestim-
mungen�dieser�Abkommen�vorläufig�beibehalten�werden,�nicht
berührt.�

So�bald�wie�möglich,�auf�jeden�Fall�jedoch�vor�dem�Ablauf�der
Geltungsdauer� der� in� Unterabsatz� 1� genannten� Abkommen,
�erlässt�der�Rat�in�jedem�Einzelfall�auf�Vorschlag�der�Kommission
mit�qualifizierter�Mehrheit�die�geeigneten�Beschlüsse�zur�Auf-
rechterhaltung�der�Fischereitätigkeiten,�die�sich�aus�den�Abkom-
men�ergeben;�hierzu�gehört�auch�die�Möglichkeit,�bestimmte
�Abkommen�um�höchstens�ein�Jahr�zu�verlängern.�

(9)� Kroatien�tritt�von�allen�Freihandelsabkommen�mit�Drittlän-
dern�zurück;�dies�gilt�auch�für�das�geänderte�Mitteleuropäische
Freihandelsübereinkommen.�

Insoweit�Abkommen�zwischen�Kroatien�einerseits�und�einem
Drittland�oder�mehreren�Drittländern�andererseits�nicht�mit�den
Pflichten�aus�dieser�Akte�vereinbar�sind,�trifft�Kroatien�alle�geeig-
neten�Maßnahmen,�um�die�festgestellten�Unvereinbarkeiten�zu
beseitigen.�Stößt�Kroatien�bei�der�Anpassung�eines�mit�einem
Drittland�oder�mehreren�Drittländern�geschlossenen�Abkommens
auf�Schwierigkeiten,�so�tritt�es�von�dem�Abkommen�zurück.�

Kroatien� ergreift� alle� erforderlichen� Maßnahmen,� um� die
�Einhaltung�der�Verpflichtungen�nach�diesem�Absatz�ab�dem�Tag
des�Beitritts�sicherzustellen.�

(10)� Kroatien�tritt�zu�den�in�dieser�Akte�vorgesehenen�Bedin-
gungen�den�internen�Vereinbarungen�bei,�welche�die�derzeitigen
Mitgliedstaaten�zur�Durchführung�der�Abkommen�im�Sinne�der
Absätze�2�und�4�geschlossen�haben.�

(11)� Kroatien�ergreift�geeignete�Maßnahmen,�um�gegebenen-
falls�seine�Stellung�gegenüber� internationalen�Organisationen
oder� denjenigen� internationalen�Abkommen,� denen� auch� die
�Union�oder�andere�Mitgliedstaaten�als�Vertragspartei�angehören,
den�Rechten�und�Pflichten�anzupassen,�die�sich�aus�dem�Bei-
tritt�Kroatiens�zur�Union�ergeben.�

Kroatien�tritt� insbesondere�von�den�internationalen�Fischerei-
abkommen� zurück,� denen� auch� die� Union� als� Vertragspartei
�angehört,�und�beendet�seine�Mitgliedschaft�in�den�internatio�-
nalen�Fischereiorganisationen,�denen�auch�die�Union�als�Mitglied
angehört,�sofern�seine�Mitgliedschaft�nicht�andere�Angelegen-
heiten�als�die�Fischerei�betrifft.�

Kroatien�ergreift�alle�erforderlichen�Maßnahmen,�um�die�Einhal-
tung�der�Verpflichtungen�nach�diesem�Absatz�ab�dem�Tag�des
Beitritts�sicherzustellen.�

A r t i k e l � 7 �

(1)� Die�Bestimmungen�dieser�Akte�können,�soweit�darin�nicht
etwas�anderes�vorgesehen�ist,�nur�nach�dem�in�den�ursprüng�-
lichen�Verträgen� vorgesehenen�Verfahren,� die� eine�Änderung
�dieser�Verträge�ermöglichen,�ausgesetzt,�geändert�oder�aufge-
hoben�werden.�

(2)� Die�von�den�Organen�erlassenen�Rechtsakte,�auf�die�sich
die�in�dieser�Akte�vorgesehenen�Übergangsbestimmungen�be-
ziehen,�bewahren�ihren�Rechtscharakter;�insbesondere�bleiben
die�Verfahren�zur�Änderung�dieser�Rechtsakte�anwendbar.�

(3)� Die�Bestimmungen�dieser�Akte,�die�eine�Aufhebung�oder
Änderung�von�Rechtsakten�der�Organe�zum�Gegenstand�haben
oder�bewirken,�haben�–�es�sei�denn,�es�handelt�sich�um�Über-
gangsbestimmungen�–�denselben�Rechtscharakter�wie�die�durch
sie�aufgehobenen�oder�geänderten�Bestimmungen�und�unter�-
liegen�denselben�Regeln�wie�diese.�

A r t i k e l � 8 �

Für� die� Anwendung� der� ursprünglichen� Verträge� und� der
Rechtsakte�der�Organe�gelten�vorübergehend�die�in�dieser�Akte
vorgesehenen�abweichenden�Bestimmungen.�

Zweiter Teil 

Anpassungen der Verträge 

Titel�I

Institutionelle�Bestimmungen�

A r t i k e l � 9 �

Das�dem�EUV,�dem�AEUV�und�dem�EAG-Vertrag�beigefügte
Protokoll�über�die�Satzung�des�Gerichtshofs�der�Europäischen
Union�wird�wie�folgt�geändert:�

(1)� In�Artikel�9�erhält�Absatz�1�folgende�Fassung:�

„Die�teilweise�Neubesetzung�der�Richterstellen,�die�alle�drei
Jahre�stattfindet,�betrifft�vierzehn�Richter.“�

(2)� Artikel�48�erhält�folgende�Fassung:�

„Artikel�48

Das�Gericht�besteht�aus�achtundzwanzig�Mit�gliedern.“�

A r t i k e l � 1 0 �

Das�dem�EUV�und�dem�AEUV�beigefügte�Protokoll�über�die
Satzung�der�Europäischen�Investitionsbank�wird�wie�folgt�geän-
dert:�

(1)� Artikel�4�Absatz�1�Unterabsatz�1:

a) Der�Einleitungssatz�erhält�folgende�Fassung:

„(1)� Die�Bank�wird�mit�einem�Kapital�von�233 247 390 000 EUR
ausgestattet,�das�von�den�Mitgliedstaaten�in�folgender�Höhe
gezeichnet�wird:“;�

b) zwischen�den�Einträgen�für�Rumänien�und�die�Slowakei�wird
Folgendes�eingefügt:

„Kroatien 854�400�000“.�

(2)� In�Artikel�9�Absatz�2�erhalten�die�Unterabsätze�1,�2�und�3
folgende�Fassung:�

„(2)� Der�Verwaltungsrat�besteht�aus�neunundzwanzig�ordent�-
lichen�und�neunzehn�stellvertretenden�Mitgliedern.�

Die�ordentlichen�Mitglieder�werden�für�fünf�Jahre�vom�Rat�der
Gouverneure�bestellt,�wobei�die�einzelnen�Mitgliedstaaten�und
die�Kommission�jeweils�ein�ordentliches�Mitglied�benennen.�

Die�stellvertretenden�Mitglieder�werden�für�fünf�Jahre�vom�Rat
der�Gouverneure�wie�folgt�bestellt:�

– zwei�stellvertretende�Mitglieder,�die�von�der�Bundesrepublik
Deutschland�benannt�werden;�

– zwei�stellvertretende�Mitglieder,�die�von�der�Französischen
�Republik�benannt�werden;�

– zwei� stellvertretende� Mitglieder,� die� von� der� Italienischen
�Republik�benannt�werden;�

– zwei�stellvertretende�Mitglieder,�die�vom�Vereinigten�König-
reich�Großbritannien�und�Nordirland�benannt�werden;�

– ein�stellvertretendes�Mitglied,�das�vom�Königreich�Spanien
und�von�der�Portugiesischen�Republik�im�gegenseitigen�Ein-
vernehmen�benannt�wird;�

– ein�stellvertretendes�Mitglied,�das�vom�Königreich�Belgien,
vom� Großherzogtum� Luxemburg� und� vom� Königreich� der
�Niederlande�im�gegenseitigen�Einvernehmen�benannt�wird;�

– zwei�stellvertretende�Mitglieder,�die�vom�Königreich�Dänemark,
von� der� Hellenischen� Republik,� Irland� und� Rumänien� im
�gegenseitigen�Einvernehmen�benannt�werden;�
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– zwei�stellvertretende�Mitglieder,�die�von�der�Republik�Estland,
der� Republik� Lettland,� der� Republik� Litauen,� der� Republik
Österreich,�der�Republik�Finnland�und�dem�Königreich�Schwe-
den�im�gegenseitigen�Einvernehmen�benannt�werden;�

– vier�stellvertretende�Mitglieder,�die�von�der�Republik�Bulgarien,
der�Tschechischen�Republik,�der�Republik�Kroatien,�der�Re-
publik�Zypern,�der�Republik�Ungarn,�der�Republik�Malta,�der
Republik�Polen,�der�Republik�Slowenien�und�der�Slowakischen
Republik�im�gegenseitigen�Einvernehmen�benannt�werden;�

– ein�stellvertretendes�Mitglied,�das�von�der�Kommission�ben-
annt�wird.“�

A r t i k e l � 1 1 �

Artikel�134�Absatz�2�Unterabsatz�1�des�EAG-Vertrags�über�die
Zusammensetzung�des�Ausschusses�für�Wissenschaft�und�Tech-
nik�erhält�folgende�Fassung:�

„(2)� Der�Ausschuss�besteht�aus�zweiundvierzig�Mitgliedern,
die�vom�Rat�nach�Anhörung�der�Kommission�ernannt�werden.“�

Titel�II�

Sonstige�Änderungen�

A r t i k e l � 1 2 �

In�Artikel�64�Absatz�1�AEUV�wird�folgender�Satz�angefügt:�

„Für�in�Kroatien�nach�innerstaatlichem�Recht�bestehende�Be-
schränkungen�ist�der�maßgebliche�Zeitpunkt�der�31.�Dezember
2002.“�

A r t i k e l � 1 3 �

Artikel�52�Absatz�1�EUV�erhält�folgende�Fassung:�

„(1)� Die�Verträge�gelten�für�das�Königreich�Belgien,�die�Repu-
blik�Bulgarien,�die�Tschechische�Republik,�das�Königreich�Däne-
mark,�die�Bundesrepublik�Deutschland,�die�Republik�Estland,
�Irland,�die�Hellenische�Republik,�das�Königreich�Spanien,�die
Franzö�sische�Republik,�die�Republik�Kroatien,�die�Italienische
Republik,�die�Republik�Zypern,�die�Republik�Lettland,�die�Re�-
publik�Litauen,�das�Großherzogtum�Luxemburg,�die�Republik
�Ungarn,�die��Republik�Malta,�das�Königreich�der�Niederlande,�die
Republik� Österreich,� die� Republik� Polen,� die� Portugiesische
�Republik,��Rumänien,�die�Republik�Slowenien,�die�Slowakische
Republik,�die�Republik�Finnland,�das�Königreich�Schweden�und
das�Ver�einigte�Königreich�Großbritannien�und�Nordirland.“�

A r t i k e l � 1 4 �

1. Artikel�55�Absatz�1�EUV�erhält�folgende�Fassung:�

„(1)� Dieser�Vertrag� ist� in�einer�Urschrift� in�bulgarischer,
�dänischer,� deutscher,� englischer,� estnischer,� finnischer,
�französischer,�griechischer,�irischer,�italienischer,�kroatischer,
lettischer,� �litauischer,� maltesischer,� niederländischer,� pol-
nischer,� portugiesischer,� rumänischer,� schwedischer,� slo�-
wakischer,� slowenischer,� spanischer,� tschechischer� und
�ungarischer� Sprache� abgefasst,� wobei� jeder� Wortlaut
�gleichermaßen�verbindlich�ist;�er�wird�im�Archiv�der�Regie-
rung�der�Italienischen�Republik�hinterlegt;�diese�übermittelt
der� Regierung� jedes� anderen� Unterzeichnerstaats� eine
�beglaubigte�Abschrift.“�

2. Artikel�225�Absatz�2�des�EAG-Vertrags�erhält�folgende�Fas-
sung:�

(2)� „Nach�den�Beitrittsverträgen�ist�der�Wortlaut�dieses
Vertrags�auch�in�bulgarischer,�dänischer,�englischer,�estni-
scher,�finnischer,�griechischer,�irischer,�kroatischer,�lettischer,
litauischer,�maltesischer,�polnischer,�portugiesischer,�rumä-
nischer,�schwedischer,�slowakischer,�slowenischer,�spani-
scher,�tschechischer�und�ungarischer�Sprache�verbindlich.“�

Dritter Teil 

Ständige Bestimmungen 

A r t i k e l � 1 5 �

Die�in�Anhang�III�aufgeführten�Rechtsakte�werden�nach�Maß-
gabe�jenes�Anhangs�angepasst.�

A r t i k e l � 1 6 �

Die�in�Anhang�IV�aufgeführten�Maßnahmen�werden�unter�den
in�jenem�Anhang�festgelegten�Bedingungen�angewandt.�

A r t i k e l � 1 7 �

Der�Rat�kann�einstimmig�auf�Vorschlag�der�Kommission�und
nach�Anhörung�des�Europäischen�Parlaments�die�aufgrund�einer
Änderung�der�Unionsregelung�gegebenenfalls�erforderlichen�An-
passungen�der�Bestimmungen�dieser�Akte�über�die�Gemeinsame
Agrarpolitik�vornehmen.�

Vierter Teil 

Bestimmungen mit begrenzter Geltungsdauer 

Titel�I�

Übergangsmaßnahmen�

A r t i k e l � 1 8 �

Die�in�Anhang�V�aufgeführten�Maßnahmen�gelten�für�Kroatien
unter�den�in�jenem�Anhang�festgelegten�Bedingungen.�

Titel�II�

Institutionelle�Bestimmungen�

A r t i k e l � 1 9 �

(1)� Abweichend�von�Artikel�2�des�dem�EUV,�dem�AEUV�und
dem�EAG-Vertrag�beigefügten�Protokolls�über�die�Übergangsbe-
stimmungen�und�abweichend�von�der�Höchstzahl�der�Sitze�nach
Artikel� 14� Absatz� 2� Unterabsatz� 1� EUV� wird� die� Anzahl� der
�Mitglieder�des�Europäischen�Parlaments�um�12�Mitglieder�aus
Kroatien�erhöht,�um�dem�Beitritt�Kroatiens�Rechnung�zu�tragen;
dies�gilt�für�den�Zeitraum�ab�dem�Tag�des�Beitritts�bis�zum�Ende
der�Wahlperiode�2009–2014�des�Europäischen�Parlaments.�

(2)� Abweichend�von�Artikel�14�Absatz�3�EUV�hält�Kroatien�vor
dem�Tag�des�Beitritts�nach�Maßgabe�des�Besitzstands�der�Uni-
on�allgemeine�unmittelbare�Ad-hoc-Wahlen�seines�Volkes�zum
Europäischen�Parlament�ab,�bei�denen�die�in�Absatz�1�dieses
�Artikels�festgelegte�Anzahl�von�Abgeordneten�gewählt�wird.�Liegt
das�Datum�des�Beitritts�jedoch�weniger�als�sechs�Monate�vor
dem�Termin�der�nächsten�Wahlen�zum�Europäischen�Parlament,
so�können�die�Mitglieder�des�Europäischen�Parlaments,�die�die
Bürger�Kroatiens�vertreten,�vom�nationalen�Parlament�Kroatiens
aus� dessen� Mitte� benannt� werden,� sofern� die� betreffenden
�Personen�in�allgemeiner�unmittelbarer�Wahl�gewählt�wurden.�

A r t i k e l � 2 0 �

Artikel�3�Absatz�3�des�dem�EUV,�dem�AEUV�und�dem�EAG-
Vertrag�beigefügten�Protokolls�über�die�Übergangsbestimmun-
gen�erhält�folgende�Fassung:�

„(3)� Bis�zum�31.�Oktober�2014�gelten�unbeschadet�des�Arti-
kels 235�Absatz�1�Unterabsatz�2�des�Vertrags�über�die�Arbeits-
weise�der�Europäischen�Union�die�nachstehenden�Bestimmun-
gen:�

Ist�für�die�Beschlussfassung�im�Europäischen�Rat�und�im�Rat
eine�qualifizierte�Mehrheit�erforderlich,�so�werden�die�Stimmen
der�Mitglieder�wie�folgt�gewichtet:
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Belgien 12

Bulgarien 10

Tschechische�Republik 12

Dänemark 7

Deutschland 29

Estland 4

Irland 7

Griechenland� 12�

Spanien 27�

Frankreich� 29�

Kroatien� 7�

Italien� 29�

Zypern� 4�

Lettland� 4�

Litauen� 7�

Luxemburg� 4�

Ungarn� 12�

Malta� 3�

Niederlande� 13�

Österreich� 10�

Polen� 27�

Portugal� 12�

Rumänien� 14�

Slowenien� 4�

Slowakei� 7�

Finnland� 7�

Schweden� 10�

Vereinigtes�Königreich� 29.

In� den� Fällen,� in� denen� Beschlüsse� nach� den� Verträgen� auf
�Vorschlag� der� Kommission� zu� fassen� sind,� kommen� diese
�Beschlüsse�mit�einer�Mindestzahl�von�260�Stimmen�zustande,
die�die�Zustimmung�der�Mehrheit�der�Mitglieder�umfasst.�In�den
anderen�Fällen�kommen�die�Beschlüsse�mit�einer�Mindestzahl
von�260�Stimmen�zustande,�die�die�Zustimmung�von�mindestens
zwei�Dritteln�der�Mitglieder�umfasst.�

Ein�Mitglied�des�Europäischen�Rates�oder�des�Rates�kann�bean-
tragen,�dass�beim�Erlass�eines�Rechtsakts�des�Europäischen
�Rates�oder�des�Rates�mit�qualifizierter�Mehrheit�überprüft�wird,
ob�die�Mitgliedstaaten,�die�diese�qualifizierte�Mehrheit�bilden,
mindestens�62�%�der�Gesamtbevölkerung�der�Union�ausma-
chen.�Falls�sich�erweist,�dass�diese�Bedingung�nicht�erfüllt�ist,
wird�der�betreffende�Rechtsakt�nicht�erlassen.“�

A r t i k e l � 2 1 �

(1)� Für�den�Zeitraum�ab�dem�Tag�des�Beitritts�bis�zum�31.�Ok-
tober�2014�wird�ein�kroatischer�Staatsangehöriger�zum�Mitglied
der�Kommission�ernannt.�Das�neue�Mitglied�der�Kommission
wird�vom�Rat�mit�qualifizierter�Mehrheit�und�im�Einvernehmen�mit
dem�Präsidenten�der�Kommission�nach�Anhörung�des�Europä�-
ischen�Parlaments�und�im�Einklang�mit�den�Anforderungen�des
Artikels�17�Absatz�3�Unterabsatz�2�EUV�ernannt.�

(2)� Die�Amtszeit�des�nach�Absatz�1�ernannten�Mitglieds�endet
zur�gleichen�Zeit�wie�die�Amtszeit�der�zum�Tag�des�Beitritts�im
Amt�befindlichen�Mitglieder.�

A r t i k e l � 2 2 �

(1)� Die�Amtszeit�des�Richters�des�Gerichtshofs�und�des�Rich-
ters�des�Gerichts,�die�Kroatien�anlässlich�seines�Beitritts�gemäß
Artikel�19�Absatz�2�Unterabsatz�3�EUV�ernennt,�endet�am�6.�Ok-
tober�2015�bzw.�am�31.�August�2013.�

(2)� Bei�der�Entscheidung�über�die�am�Tag�des�Beitritts�beim
Gerichtshof� und� dem� Gericht� anhängigen� Rechtssachen,� in
�denen�das�mündliche�Verfahren�vor�diesem�Zeitpunkt�eröffnet
wurde,�tagen�der�Gerichtshof�und�das�Gericht�bei�Vollsitzungen
sowie�deren�Kammern�in�der�Zusammensetzung,�die�sie�vor�dem
Beitritt�hatten;�sie�wenden�dabei�die�am�Tag�vor�dem�Tag�des
Beitritts�geltenden�Verfahrensordnungen�an.�

A r t i k e l � 2 3 �

(1)� Abweichend� von� Artikel� 301� Absatz� 1� AEUV,� der� die
Höchstzahl�der�Mitglieder�des�Wirtschafts-�und�Sozialausschus-
ses�festlegt,�erhält�Artikel�7�des�dem�EUV,�dem�AEUV�und�dem
EAG-Vertrag�beigefügten�Protokolls�über�die�Übergangsbestim-
mungen�folgende�Fassung:�

„Artikel�7�

Bis�zum�Inkrafttreten�des�Beschlusses�nach�Artikel�301�des
Vertrags�über�die�Arbeitsweise�der�Europäischen�Union�verteilen
sich�die�Mitglieder�des�Wirtschafts-�und�Sozialausschusses�wie
folgt:�

Belgien 12

Bulgarien 12

Tschechische�Republik 12

Dänemark 9

Deutschland 24

Estland 7

Irland 9

Griechenland� 12�

Spanien� 21�

Frankreich� 24�

Kroatien� 9�

Italien� 24�

Zypern� 6�

Lettland� 7�

Litauen� 9�

Luxemburg� 6�

Ungarn� 12�

Malta� 5�

Niederlande� 12�

Österreich� 12�

Polen� 21�

Portugal� 12�

Rumänien� 15�

Slowenien� 7�

Slowakei� 9�

Finnland� 9�

Schweden� 12�

Vereinigtes�Königreich� 24“.

(2)� Die�Zahl�der�Mitglieder�des�Wirtschafts-�und�Sozialaus-
schusses� wird� vorübergehend� auf� 353� angehoben,� um� dem
�Beitritt�Kroatiens�für�den�Zeitraum�vom�Tag�des�Beitritts�bis�zum
Ende�der�Amtszeit,�während�der�Kroatien�der�Union�beitritt,�oder
bis�zum�Inkrafttreten�des�in�Artikel�301�Absatz�2�AEUV�genann-
ten�Beschlusses,� je�nachdem�welches�Ereignis� früher�eintritt,
Rechnung�zu�tragen.�

(3)� Ist�der�in�Artikel�301�Absatz�2�AEUV�genannte�Beschluss
zum�Zeitpunkt�des�Beitritts�bereits�erlassen,�so�wird�Kroatien�ab-
weichend�von�Artikel�301�Absatz�1�AEUV,�der�die�Höchstzahl�der
Mitglieder�des�Wirtschafts-�und�Sozialausschusses�festlegt,�bis
zum�Ende�der�Amtszeit,�während�der�Kroatien�der�Union�beitritt,
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vorübergehend�eine�angemessene�Zahl�von�Mitgliedern�zuge-
teilt.�

A r t i k e l � 2 4 �

(1)� Abweichend� von� Artikel� 305� Absatz� 1� AEUV,� der� die
Höchstzahl�der�Mitglieder�des�Ausschusses�der�Regionen�fest-
legt,�erhält�Artikel�8�des�dem�EUV,�dem�AEUV�und�dem�EAG-Ver-
trag�beigefügten�Protokolls�über�die�Übergangsbestimmungen
folgende�Fassung:�

„Artikel�8�

Bis�zum�Inkrafttreten�des�Beschlusses�nach�Artikel�305�des
Vertrags�über�die�Arbeitsweise�der�Europäischen�Union�verteilen
sich�die�Mitglieder�des�Ausschusses�der�Regionen�wie�folgt:�

Belgien� 12�

Bulgarien� 12�

Tschechische�Republik�12�

Dänemark� 9�

Deutschland� 24�

Estland� 7�

Irland� 9�

Griechenland� 12�

Spanien� 21�

Frankreich� 24�

Kroatien� 9�

Italien� 24�

Zypern� 6�

Lettland� 7�

Litauen� 9�

Luxemburg� 6�

Ungarn� 12�

Malta� 5�

Niederlande� 12�

Österreich� 12�

Polen� 21�

Portugal� 12�

Rumänien� 15�

Slowenien� 7�

Slowakei� 9�

Finnland� 9�

Schweden� 12�

Vereinigtes�Königreich� 24“.

(2)� Die�Zahl�der�Mitglieder�des�Ausschusses�der�Regionen
wird�vorübergehend�auf�353�angehoben,�um�dem�Beitritt�Kroa-
tiens�für�den�Zeitraum�vom�Tag�des�Beitritts�bis�zum�Ende�der
Amtszeit,�während�der�Kroatien�der�Union�beitritt,�oder�bis�zum
Inkrafttreten� des� in� Artikel� 305� Absatz� 2� AEUV� genannten
�Beschlusses,�je�nachdem,�welches�Ereignis�früher�eintritt,�Rech-
nung�zu�tragen.�

(3)� Ist�der�in�Artikel�305�Absatz�2�AEUV�genannte�Beschluss
zum�Zeitpunkt�des�Beitritts�bereits�erlassen,�so�wird�Kroatien�ab-
weichend�von�Artikel�305�Absatz�1�AEUV,�der�die�Höchstzahl�der
Mitglieder�des�Ausschusses�der�Regionen�festlegt,�bis�zum�Ende
der�Amtszeit,�während�der�Kroatien�der�Union�beitritt,�vorüber-
gehend�eine�angemessene�Zahl�von�Mitgliedern�zugeteilt.�

A r t i k e l � 2 5 �

Die�Amtszeit�des�ordentlichen�Mitglieds�des�Verwaltungsrats
der�Europäischen�Investitionsbank,�das�von�Kroatien�benannt
und�gemäß�Artikel�9�Absatz�2�Unterabsatz�2�des�Protokolls�über

die�Satzung�der�Europäischen�Investitionsbank�unmittelbar�nach
dem�Beitritt�bestellt�wird,�endet�mit�dem�Ende�der�Jahressitzung
des�Rates�der�Gouverneure,�in�welcher�der�Jahresbericht�für�das
Geschäftsjahr�2017�geprüft�wird.�

A r t i k e l � 2 6 �

(1)� Die�neuen�Mitglieder�der�durch�die�ursprünglichen�Ver�-
träge oder�durch�Rechtsakte�der�Organe�eingesetzten�Ausschüs-
se,�Gruppen,�Agenturen�oder�sonstigen�Gremien�werden�unter
den�Bedingungen�und�nach�den�Verfahren�ernannt,�die�für�die
Ernennung�von�Mitgliedern�dieser�Ausschüsse,�Gruppen,�Agen-
turen� oder� sonstigen� Gremien� gelten.� Die� Amtszeit� der� neu
�ernannten�Mitglieder�endet�zur�gleichen�Zeit�wie�die�Amtszeit�der
zum�Tag�des�Beitritts�im�Amt�befindlichen�Mitglieder.�

(2)� Sämtliche�Mitglieder�der�durch�die�ursprünglichen�Ver�-
träge oder� durch� Rechtsakte� der� Organe� eingesetzten� Aus�-
schüsse,�Gruppen,�Agenturen�oder�sonstigen�Gremien,�deren
Mitgliederzahl� unabhängig� von�der�Gesamtzahl� der�Mitglied�-
staaten�unveränderlich�bleibt,�werden�zum�Zeitpunkt�des�Beitritts
neu�ernannt,�es�sei�denn,�die�Amtszeit�der�im�Amt�befindlichen
Mitglieder�endet�innerhalb�von�zwölf�Monaten�ab�dem�Beitritt.�

Titel�III�

Finanzbestimmungen�

A r t i k e l � 2 7 �

(1)� Ab�dem�Tag�des�Beitritts� zahlt�Kroatien�den� folgenden
�Betrag�entsprechend�seinem�Anteil�an�dem�Kapital,�das�auf�das
in�Artikel�4�der�Satzung�der�Europäischen�Investitionsbank�fest-
gelegte�gezeichnete�Kapital�eingezahlt�wurde:�

Kroatien EUR� 42�720�000.�

Der�Beitrag�wird�in�acht�gleichen�Raten�gezahlt,�die�am�30. No-
vember�2013,�30.�November�2014,�30.�November�2015,�31.�Mai
2016,�30.�November�2016,�31.�Mai�2017,�30.�November�2017
und�31.�Mai�2018�fällig�werden.�

(2)� Kroatien�leistet�zu�den�Rücklagen�und�zu�den�den�Rück�-
lagen� gleichzusetzenden� Rückstellungen� sowie� zu� dem� den
Rücklagen�und�Rückstellungen�noch�zuzuweisenden�Betrag�(Sal-
do�der�Gewinn-�und�Verlustrechnung�zum�Ende�des�dem�Beitritt
vorausgehenden�Monats),�wie�sie�in�der�Bilanz�der�Europäischen
Investitionsbank�ausgewiesen�werden,�zu�den�in�Absatz�1�vor-
gesehenen�Zeitpunkten�in�acht�gleichen�Raten�Beiträge�in�Höhe
des�folgenden�Prozentsatzes�der�Rücklagen�und�Rückstellungen:�

Kroatien 0,368�%.

(3)� Die�in�den�Absätzen�1�und�2�vorgesehenen�Kapitalbeiträge
und�Einzahlungen�werden�von�Kroatien�in�bar�in�Euro�geleistet,
sofern�der�Rat�der�Gouverneure�der�Europäischen�Investitions-
bank�nicht�einstimmig�eine�Ausnahme�hierzu�beschließt.�

(4)� Die�für�Kroatien�in�Absatz�1�und�in�Artikel�10�Nummer�1�ge-
nannten�Beträge�können�durch�Beschluss�der�Leitungsgremien
der�Europäischen�Investitionsbank�auf�der�Grundlage�der�neu-
esten�endgültigen�Daten�zum�BIP,�die�Eurostat�vor�dem�Beitritt
veröffentlicht�hat,�angepasst�werden.�

A r t i k e l � 2 8

(1)� Kroatien� überweist� den� folgenden� Betrag� an� den� For-
schungsfonds�für�Kohle�und�Stahl� im�Sinne�des�Beschlusses
2002/234/EGKS�der�im�Rat�vereinigten�Vertreter�der�Regierungen
der�Mitgliedstaaten�vom�27.�Februar�2002�über�die�finanziellen
Folgen�des�Ablaufs�des�EGKS-Vertrags�und�über�den�Forschungs-
fonds für�Kohle�und�Stahl1):�

(in�EUR�zu�jeweiligen�Preisen)�

Kroatien 494�000.�
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(2)� Der�Beitrag�zum�Forschungsfonds�für�Kohle�und�Stahl�wird
beginnend�mit�dem�Jahr�2015�in�vier�Raten�jeweils�am�ersten
�Arbeitstag�des�ersten�Monats�jedes�Jahres�wie�folgt�überwiesen:�

– 2015: 15�%,�

– 2016: 20�%,�

– 2017: 30�%,�

– 2018: 35�%.�

A r t i k e l � 2 9 �

(1)� Vom�Tag�des�Beitritts�an�werden�die�Vergabe�von�Auf�-
trägen�und�von�Zuschüssen�sowie�Zahlungen�im�Rahmen�der
�finanziellen�Heranführungshilfe�gemäß�der�Komponente�Über-
gangshilfe�und�Aufbau�von�Institutionen�und�der�Komponente
grenzüberschreitende� Zusammenarbeit� des� Instruments� für
�Heranführungshilfe� (IPA),� die� durch� den� Beschluss� (EG)
Nr. 1085/2006�vom�17.�Juli�2006�geschaffen�wurde1),�im�Rah-
men�von�vor�dem�Beitritt�gebundenen�Mitteln�mit�Ausnahme�der
grenzüberschreitenden�Programme�Kroatien-Ungarn�und�Kroa-
tien-Slowenien�sowie�im�Rahmen�von�Finanzhilfen�nach�der�in
Artikel�30�genannten�Übergangsfazilität�von�kroatischen�Durch-
führungsstellen�verwaltet.�

Die� Ex-ante-Kontrolle� der� Kommission� für� die� Vergabe� von
�Aufträgen� und� Zuschüssen� wird� mit� einem� entsprechenden
�Beschluss� der� Kommission� aufgehoben,� nachdem� sich� die
�Kommission�gemäß�den�in�Artikel�56�Absatz�2�der�Verordnung
(EG,�Euratom)�Nr.�1605/2002�des�Rates�vom�25.�Juni�2002�über
die�Haushaltsordnung�für�den�Gesamthaushaltsplan�der�Euro-
päischen�Gemeinschaften2)�und�in�Artikel�18�der�Verordnung�(EG)
Nr.�718/2007�der�Kommission�vom�12.�Juni�2007�zur�Durch�-
führung� der� Verordnung� (EG)� Nr.� 1085/2006� des� Rates� zur
�Schaffung� eines� Instruments� für� Heranführungshilfe� (IPA)3)
�festgelegten�Kriterien�und�Bedingungen�davon�überzeugt�hat,
dass�das�betreffende�Verwaltungs-�und�Kontrollsystem�wirksam
funktioniert.�

Wird�der�Kommissionsbeschluss�zur�Aufhebung�der�Ex-ante-
Kontrolle�nicht�vor�dem�Tag�des�Beitritts�erlassen,�so�können�für
keinen�der�Verträge,�die�zwischen�dem�Tag�des�Beitritts�und�dem
Tag�des�Kommissionsbeschlusses�unterzeichnet�werden,�Finanz-
hilfen�nach�den�in�Unterabsatz�1�genannten�finanzielle�Heranfüh-
rungshilfen�bzw.�nach�der�Übergangsfazilität�gewährt�werden.�

(2)� Mittelbindungen,�die�vor�dem�Tag�des�Beitritts�im�Rahmen
der�in�Absatz�1�genannten�finanziellen�Heranführungshilfe�und
Übergangsfazilität�erfolgt�sind,�einschließlich�des�Abschlusses
und�der�Verbuchung�späterer�rechtlicher�Einzelverpflichtungen
und�Zahlungen�nach�dem�Beitritt,�unterliegen�weiterhin�den�für
die�Vorbeitritts-Finanzinstrumente�geltenden�Regelungen�und
werden�bis�zum�Abschluss�der�betreffenden�Programme�und
Projekte�in�den�entsprechenden�Kapiteln�des�Haushalts�veran-
schlagt.�

(3)� Die�Bestimmungen�über�die�Durchführung�der�Mittelbin-
dungen�im�Rahmen�der�Finanzierungsabkommen�betreffend�die
in�Absatz�1�Unterabsatz�1�genannte�finanzielle�Heranführungs-
hilfe� und� die� IPA-Komponente� Entwicklung� des� ländlichen
Raums�gelten�in�Bezug�auf�vor�dem�Beitritt�getroffene�Finanzent-
scheidungen�nach�dem�Beitritt�weiterhin.�Sie�unterliegen�den
für die� Vorbeitritts-Finanzinstrumente� geltenden�Regelungen.
Dessen�ungeachtet�werden�Verfahren�zur�Vergabe�öffentlicher
Aufträge,�die�nach�dem�Beitritt�eingeleitet�werden,�im�Einklang
mit�den�einschlägigen�Richtlinien�der�Union�durchgeführt.�

(4)� Die� Heranführungshilfen� zur� Deckung� der� in� Artikel� 44
�genannten�Verwaltungsausgaben�können�in�den�ersten�beiden
Jahren� nach� dem� Beitritt� gebunden� werden.� Für� Audit-� und
�Evaluierungskosten�können�Heranführungshilfen�für�die�Dauer
von�fünf�Jahren�nach�dem�Beitritt�gebunden�werden.�

A r t i k e l � 3 0 �

(1)� Für�das�erste�Jahr�nach�dem�Beitritt�stellt�die�Union�Kroa-
tien�eine�vorübergehende�Finanzhilfe�(nachstehend�„Übergangs-
fazilität“�genannt)�bereit,�um�seine�Justiz-�und�Verwaltungskapa-
zitäten�zur�Anwendung�und�Durchsetzung�des�Unionsrechts�zu
entwickeln�und�zu�stärken�und�den�gegenseitigen�Austausch
�bewährter�Praktiken�zu�fördern.�Mit�dieser�Finanzhilfe�werden
Projekte�zum�Aufbau�von�Institutionen�und�damit�verbundene
kleinere�Investitionen�finanziert.�

(2)� Die�Hilfe�dient�dazu,�dem�anhaltenden�Erfordernis,�die�in-
stitutionellen�Kapazitäten�in�bestimmten�Bereichen�zu�stärken,
durch�Maßnahmen�zu�entsprechen,�die�nicht�von�den�Struktur-
fonds�oder�dem�Fonds�für�die�Entwicklung�des�ländlichen�Raums
finanziert�werden�können.�

(3)� Für�Partnerschaftsprojekte�zwischen�öffentlichen�Verwal-
tungen�zum�Zweck�des�Aufbaus�von�Institutionen�gilt�weiterhin
das�Verfahren�für�den�Aufruf�zur�Einreichung�von�Vorschlägen
über�das�Netz�der�Kontaktstellen�der�Mitgliedstaaten.�

(4)� Die�Verpflichtungsermächtigungen�für�die�Übergangsfazi-
lität�für�Kroatien�betragen�im�Jahr�2013�insgesamt�29�Mio.�EUR
zu�jeweiligen�Preisen�und�werden�nationalen�und�horizontalen
Prioritäten�zugewiesen.�

(5)� Die�Hilfe�im�Rahmen�der�Übergangsfazilität�soll�gemäß�der
Verordnung�(EG)�Nr.�1085/2006�des�Rates�oder�auf�der�Grund�-
lage�anderer,�von�der�Kommission�zu�erlassender�technischer
Bestimmungen,�die�für�den�Betrieb�der�Übergangsfazilität�erfor-
derlich�sind,�beschlossen�und�umgesetzt�werden.�

(6)� Besonderes�Augenmerk�wird�darauf�gelegt,�dass�eine�an-
gemessene�Komplementarität�mit�der�Unterstützung�aus�dem
Europäischen�Sozialfonds�für�die�Verwaltungsreform�und�den
Aufbau�der�institutionellen�Kapazitäten�sichergestellt�ist.�

A r t i k e l � 3 1 �

(1)� Es�wird�eine�Schengen-Fazilität�(im�Folgenden�„zeitlich�be-
fristete�Schengen-Fazilität“)�eingerichtet,�um�Kroatien�ab�dem
Tag�des�Beitritts�bis�zum�Ende�des�Jahres�2014�bei�der�Finan-
zierung�von�Maßnahmen�an�den�neuen�Außengrenzen�der�Union
zur�Durchführung�des�Schengen-Besitzstandes�und�der�Kontrol-
len�an�den�Außengrenzen�zu�unterstützen.�

(2)� Im�Zeitraum�1.�Juli�2013�bis�31.�Dezember�2014�werden
Kroatien�die�folgenden�Beträge�(jeweilige�Preise)� in�Form�von
Pauschalbeträgen�aus�der�zeitlich�befristeten�Schengen-Fazilität
bereitgestellt:�

(in�Mio.�EUR�zu�jeweiligen�Preisen)�

2013 2014�

Kroatien 40 80�

(3)� Der�Jahresbetrag�für�2013�wird�Kroatien�am�1.�Juli�2013,
der�Jahresbetrag�für�2014�am�ersten�Arbeitstag�nach�dem�1.�Ja-
nuar�2014�bereitgestellt.�

(4)� Die�Pauschalbeträge�sind�innerhalb�von�drei�Jahren�nach
der�ersten�Zahlung�zu�verwenden.�Kroatien�legt�spätestens�sechs
Monate�nach�Ablauf�dieses�Dreijahreszeitraums�einen�umfassen-
den�Bericht�über�die�endgültige�Verwendung�der�aus�der�zeitlich
befristeten�Schengen-Fazilität�gezahlten�Beträge�mit�einer�Be-
gründung�der�Ausgaben�vor.�Nicht�verwendete�oder�ungerecht-
fertigt�ausgegebene�Mittel�werden�von�der�Kommission�wieder
eingezogen.�

(5)� Die�Kommission�kann�technische�Vorschriften�erlassen,�die
für�das�Funktionieren�der�zeitlich�befristeten�Schengen-Fazilität
erforderlich�sind.�

A r t i k e l � 3 2 �

(1)� Es�wird�eine�Cashflow-Fazilität�(im�Folgenden�„zeitlich�be-
fristete�Cashflow-Fazilität“)�eingerichtet,�um�Kroatien�ab�dem�Tag
des�Beitritts�bis�zum�Ende�des�Jahres�2014�bei�der�Verbesse-
rung�der�Liquidität�im�nationalen�Haushaltsplan�zu�unterstützen.�
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(2)� Im�Zeitraum�1.�Juli�2013�bis�31.�Dezember�2014�werden
Kroatien�die�folgenden�Beträge�(jeweilige�Preise)� in�Form�von
Pauschalbeträgen�aus�der�zeitlich�befristeten�Cashflow-Fazilität
bereitgestellt:�

(in�Mio.�EUR�zu�jeweiligen�Preisen)

2013� 2014�

Kroatien� 75� 28,6�

(3)� Jeder�Jahresbetrag�ist�in�gleiche�Monatsraten�aufzuteilen,
die�jeweils�am�ersten�Arbeitstag�jedes�Monats�zahlbar�sind.�

A r t i k e l � 3 3 �

(1)� Im�Rahmen�der�Strukturfonds�und�des�Kohäsionsfonds
wird�im�Jahr�2013�ein�Betrag�in�Höhe�von�449,4�Mio.�EUR�(zu�je-
weiligen�Preisen)�als�Verpflichtungsermächtigungen�für�Kroatien
vorbehalten.�

(2)� Ein�Drittel�des�in�Absatz�1�genannten�Betrags�wird�für�den
Kohäsionsfonds�vorbehalten.�

(3)� Für�den�Zeitraum,�der�vom�nächsten�Finanzrahmen�ab�-
gedeckt�wird,�werden�die�Beträge,�die�Kroatien�als�Verpflich-
tungsermächtigungen� im�Rahmen�der�Strukturfonds� und�der
�Kohäsionsfonds�zur�Verfügung�zu�stellen�sind,�auf�Grundlage�des
zu�jenem�Zeitpunkt�geltenden�Besitzstands�der�Union�berechnet.
Diese� Beträge� werden� nach� dem� folgenden� Zeitplan� für� die
schrittweise�Einführung�der�Zahlungen�angepasst:�

– 70�%�im�Jahr�2014,�

– 90�%�im�Jahr�2015,�

– 100�%�ab�dem�Jahr�2016.�

(4)� Soweit�die�Grenzen�des�neuen�Besitzstands�der�Union�dies
zulassen,�wird�eine�Anpassung�vorgenommen,�um�sicherzustel-
len,�dass�die�Mittel�für�Kroatien�im�Jahr�2014�auf�das�2,33-fache
des�Betrags�für�2013�und�im�Jahr�2015�auf�das�Dreifache�des
Betrags�für�2013�aufgestockt�werden.�

A r t i k e l � 3 4 �

(1)� Der�Gesamtbetrag,�der�Kroatien�im�Rahmen�des�Europä�-
ischen�Fischereifonds�im�Jahr�2013�zur�Verfügung�zu�stellen�ist,
beträgt�8,7�Mio.�EUR�(zu�jeweiligen�Preisen)�als�Verpflichtungs�-
ermächtigungen.�

(2)� Die�Heranführungshilfe�aus�dem�Europäischen�Fischerei-
fonds�beläuft�sich�auf�25�%�des�in�Absatz�1�genannten�Gesamt-
betrags�und�wird�in�Form�einer�Einmalzahlung�ausgezahlt.�

(3)� Für�den�Zeitraum,�der�vom�nächsten�Finanzrahmen�ab�-
gedeckt�wird,�werden�die�Beträge,�die�Kroatien�als�Verpflich-
tungsermächtigungen� zur� Verfügung� zu� stellen� sind,� auf� der
Grundlage�des�zu�jenem�Zeitpunkt�geltenden�Besitzstands�der
Union�berechnet.�Diese�Beträge�werden�nach�dem�folgenden
Zeitplan� für�die�schrittweise�Einführung�der�Zahlungen�ange-
passt:�

– 70�%�im�Jahr�2014,�

– 90�%�im�Jahr�2015,�

– 100�%�ab�dem�Jahr�2016.�

(4)� Soweit�die�Grenzen�des�neuen�Besitzstands�der�Union�dies
zulassen,�wird�eine�Anpassung�vorgenommen,�um�sicherzustel-
len,�dass�die�Mittel�für�Kroatien�im�Jahr�2014�auf�das�2,33-fache
des�Betrags�für�2013�und�im�Jahr�2015�auf�das�Dreifache�des
Betrags�für�2013�aufgestockt�werden.�

A r t i k e l � 3 5 �

(1)� Die� Verordnung� (EG)� Nr.� 1698/2005� des� Rates� vom
20. September�2005�über�die�Förderung�der�Entwicklung�des
ländlichen�Raums�durch�den�Europäischen�Landwirtschaftsfonds
für� die� Entwicklung� des� ländlichen� Raums� (ELER)1)� gilt� für

�Kroatien�nicht� für� den�gesamten�Programmplanungszeitraum
2007–2013.�

Im�Jahr�2013�erhält�Kroatien�27,7�Mio.�EUR�(zu�jeweiligen�Prei-
sen)�im�Rahmen�der�Komponente�Entwicklung�des�ländlichen
Raums�nach�Artikel�12�der�Verordnung�(EG)�Nr.�1085/2006�des
Rates.�

(2)� Weitere�zeitlich�befristete�Maßnahmen�zur�Entwicklung�des
ländlichen�Raums�sind�in�Anhang�VI�festgelegt.�

(3)� Die�Kommission�kann�im�Wege�von�Durchführungsrechts-
akten� Vorschriften� erlassen,� die� für� die� Anwendung� des� An-
hangs VI� erforderlich� sind.� Diese� Durchführungsrechtsakte
�werden� nach� dem� Verfahren,� das� in� Artikel� 90� Absatz� 2� der
�Verordnung� (EG)� Nr.� 1698/2005� in� Verbindung�mit� Artikel� 13
�Absatz�1�Buchstabe�b�der�Verordnung�(EU)�Nr.�182/2011�des
�Europäischen�Parlaments�und�des�Rates�vom�16.�Februar�2011
zur�Festlegung�der�allgemeinen�Regeln�und�Grundsätze,�nach
denen�die�Mitgliedstaaten�die�Wahrnehmung�der�Durchführungs-
befugnisse�durch�die�Kommission�kontrollieren1),�festgelegt�ist
oder�entsprechend�dem�in�den�anwendbaren�Rechtsvorschriften
vorgesehenen�einschlägigen�Verfahren�erlassen.

(4)� Der�Rat� beschließt� auf� Vorschlag�der�Kommission� und
nach� Anhörung� des� Europäischen� Parlaments� etwaige� An�-
passungen�des�Anhangs�VI,�wenn�dies�erforderlich�ist,�um�die
Kohärenz�mit�den�Verordnungen�über�die�Entwicklung�des�länd-
lichen�Raums�sicherzustellen.�

Titel�IV�

Sonstige�Bestimmungen�

A r t i k e l � 3 6 �

(1)� Die�Kommission�überwacht�aufmerksam�alle�von�Kroatien
bei�den�Beitrittsverhandlungen�eingegangenen�Verpflichtungen,
einschließlich�derjenigen,�die�vor�oder�zum�Tag�des�Beitritts�erfüllt
sein�müssen.�Die�Überwachung�durch�die�Kommission�umfasst
regelmäßig�aktualisierte�Überwachungstabellen,�den�Dialog�im
Rahmen�des�Stabilisierungs-�und�Assoziierungsabkommens�zwi-
schen�den�Europäischen�Gemeinschaften�und�ihren�Mitglied-
staaten�einerseits�und�der�Republik�Kroatien�andererseits2)�(im
Folgenden�„SAA“),�Missionen�zur�gegenseitigen�Begutachtung,
das�Wirtschaftsprogramm�für�die�Zeit�vor�dem�Beitritt,�Haushalts-
mitteilungen�und�erforderlichenfalls�frühzeitige�Warnschreiben�an
die�kroatischen�Behörden.�Im�Herbst�2011�legt�die�Kommission
dem�Rat� und� dem�Europäischen�Parlament� ein� Sachstands�-
bericht�vor.�Im�Herbst�2012�legt�die�Kommission�dem�Rat�und
dem� Europäischen� Parlament� einen� umfassenden� Über�-
wachungsbericht�vor.�Die�Kommission�stützt�sich�während�des
gesamten�Überwachungsprozesses�auch�auf�Beiträge�der�Mit-
gliedstaaten�und�trägt�gegebenenfalls�Beiträgen�internationaler
und�zivilgesellschaftlicher�Organisationen�Rechnung.�

Die�Kommission�legt�den�Schwerpunkt�der�Überwachung�vor
�allem�auf�die�Verpflichtungen�Kroatiens�im�Bereich�Justiz�und
Grundrechte�(Anhang�VII),�einschließlich�weiterer�Leistungen�bei
der�Justizreform�und�der�Effizienz�der�Justiz,�der�unparteiischen
Bearbeitung�der�Fälle�von�Kriegsverbrechen�und�der�Korrup�-
tionsbekämpfung.�

Weitere�Schwerpunkte�der�Überwachung�durch�die�Kommission
bilden�der�Raum�der�Freiheit,�der�Sicherheit�und�des�Rechts,�ein-
schließlich�der�Anwendung�und�Durchsetzung�der�Anforderun-
gen�der�Union�in�Bezug�auf�den�Schutz�der�Außengrenzen,�die
polizeiliche�Zusammenarbeit,�die�Bekämpfung�der�organisierten
Kriminalität� und� die� justizielle� Zusammenarbeit� in� Zivil-� und
�Strafsachen� sowie� die� Verpflichtungen� im� Bereich� der�Wett�-
bewerbspolitik�einschließlich�der�Umstrukturierung�der�Schiff-
bauindustrie�(Anhang�VIII)�und�der�Stahlindustrie�(Anhang�IX).

Als�Bestandteil�ihrer�regelmäßigen�Überwachungstabellen�und�
-berichte�gibt�die�Kommission�bis�zum�Beitritt�Kroatiens�halb-
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jährliche�Bewertungen�zu�den�von�Kroatien�in�diesen�Bereichen
eingegangenen�Verpflichtungen�ab.�

(2)� Der�Rat�kann�mit�qualifizierter�Mehrheit�auf�Vorschlag�der
Kommission�alle�erforderlichen�Maßnahmen�ergreifen,�wenn�im
Verlauf�des�Überwachungsprozesses�Problempunkte�festgestellt
werden.�Die�Maßnahmen�werden�nicht�länger�als�unbedingt�er-
forderlich�beibehalten�und�in�jedem�Fall�vom�Rat�nach�demselben
Verfahren�aufgehoben,�wenn�die�betreffenden�Punkte�wirksam
angegangen�wurden.�

A r t i k e l � 3 7 �

(1)� Ergeben�sich�bis�zum�Ende�eines�Zeitraums�von�bis�zu�drei
Jahren�nach�dem�Beitritt�Schwierigkeiten,�welche�einen�Wirt-
schaftszweig� erheblich� und� voraussichtlich� anhaltend� treffen
oder�welche�die�wirtschaftliche�Lage�eines�bestimmten�Gebiets
beträchtlich�verschlechtern�können,�so�kann�Kroatien�die�Geneh-
migung� zur� Anwendung� von� Schutzmaßnahmen� beantragen,
um die� Lage� wieder� auszugleichen� und� den� betreffenden
�Wirtschaftszweig�an�die�Wirtschaft�des�Binnenmarkts�anzupas-
sen.�

Unter�den�gleichen�Bedingungen�kann�ein�derzeitiger�Mitglied-
staat�die�Genehmigung�zur�Anwendung�von�Schutzmaßnahmen
gegenüber�Kroatien�beantragen.�

(2)� Auf�Antrag�des�betreffenden�Staates�bestimmt�die�Kom-
mission�im�Dringlichkeitsverfahren�die�ihres�Erachtens�erforder-
lichen� Schutzmaßnahmen� und� legt� gleichzeitig� die� auf� diese
�anwendbaren�Bedingungen�und�Vorkehrungen�fest.�

Im�Fall�erheblicher�wirtschaftlicher�Schwierigkeiten�entscheidet
die�Kommission� auf� ausdrücklichen�Antrag�des�betreffenden
�Mitgliedstaats�binnen�fünf�Arbeitstagen�nach�Eingang�des�mit
Gründen�versehenen�Antrags.�Die�beschlossenen�Maßnahmen
sind�sofort�anwendbar;�sie�tragen�dem�Interesse�aller�Beteiligten
Rechnung�und�dürfen�keine�Grenzkontrollen�mit�sich�bringen.�

(3)� Die�im�Rahmen�dieses�Artikels�genehmigten�Maßnahmen
können� von� den� Vorschriften� des� EUV,� des� AEUV� und� von�
dieser� Akte� abweichen,� soweit� und� solange� dies� unbedingt
�erforderlich�ist,�um�die�Ziele�dieser�Schutzklausel�zu�erreichen.
Es�sind�vorrangig�solche�Maßnahmen�zu�wählen,�die�das�Funk-
tionieren�des�Binnenmarkts�am�wenigsten�stören.�

A r t i k e l � 3 8 �

Erfüllt�Kroatien� im�Rahmen�der�Beitrittsverhandlungen�ein�-
gegangene� Verpflichtungen,� einschließlich� Verpflichtungen� in
sektorbezogenen�Politiken,�die�wirtschaftliche�Tätigkeiten�mit
grenzüberschreitender�Wirkung�betreffen,�nicht�und�ruft�dadurch
eine�ernste�Beeinträchtigung�des�Funktionierens�des�Binnen-
markts� oder� eine� Bedrohung� der� finanziellen� Interessen� der
�Union�hervor�oder�besteht�die�unmittelbare�Gefahr�einer�solchen
Beeinträchtigung�oder�Bedrohung,�so�kann�die�Kommission�bis
zum�Ende�eines�Zeitraums�von�bis� zu�drei� Jahren�nach�dem
�Beitritt�auf�begründeten�Antrag�eines�Mitgliedstaats�oder�auf
�eigene�Initiative�geeignete�Maßnahmen�treffen.�

Diese�Maßnahmen�müssen�verhältnismäßig�sein,�wobei�vorran-
gig�Maßnahmen,�die�das�Funktionieren�des�Binnenmarkts�am
wenigsten�stören,�zu�wählen�und�gegebenenfalls�bestehende
sektorale�Schutzmechanismen�anzuwenden�sind.�Die�Schutz-
maßnahmen�gemäß�diesem�Artikel�dürfen�nicht�als�willkürliche
Diskriminierung�oder�als�versteckte�Beschränkung�des�Handels
zwischen�den�Mitgliedstaaten�angewandt�werden.�Die�Schutz-
klausel�kann�schon�vor�dem�Beitritt�aufgrund�der�Ergebnisse�der
Überwachung�geltend�gemacht�werden,�und�die�Maßnahmen
treten�am�Tag�des�Beitritts�in�Kraft,�sofern�nicht�ein�späterer�Zeit-
punkt�vorgesehen�ist.�Die�Maßnahmen�werden�nicht�länger�als
unbedingt�nötig�aufrechterhalten�und�werden�auf�jeden�Fall�auf-
gehoben,�sobald�die�einschlägige�Verpflichtung�erfüllt� ist.�Sie
können�jedoch�über�den�in�Absatz�1�genannten�Zeitraum�hinaus
angewandt�werden,�solange�die�einschlägigen�Verpflichtungen
nicht� erfüllt� sind.� Aufgrund� von� Fortschritten� Kroatiens� bei�
der��Erfüllung�seiner�Verpflichtungen�kann�die�Kommission�die
�Maßnahmen� in� geeigneter�Weise� anpassen.�Die�Kommission

�unterrichtet�den�Rat�rechtzeitig,�bevor�sie�die�Schutzmaßnahmen
aufhebt,�und�trägt�allen�Bemerkungen�des�Rates�in�dieser�Hin-
sicht�gebührend�Rechnung.�

A r t i k e l � 3 9 �

Treten�bei�der�Umsetzung�oder�der�Durchführung�von�Rechts-
akten,�die�die�Organe�im�Rahmen�des�Dritten�Teils�Titel�V�des
AEUV�erlassen�haben,�oder�von�Rechtsakten,�die�die�Organe�vor
dem�Inkrafttreten�des�Vertrags�von�Lissabon� im�Rahmen�des
�Titels�VI�des�EUV�oder�im�Rahmen�des�Dritten�Teils�Titel�IV�des
Vertrags�zur�Gründung�der�Europäischen�Gemeinschaft�erlassen
haben,�in�Kroatien�ernste�Mängel�auf�oder�besteht�die�Gefahr
�solcher�ernsten�Mängel,�so�kann�die�Kommission�bis�zum�Ende
eines�Zeitraums�von�bis�zu�drei�Jahren�nach�dem�Beitritt�auf
�begründeten�Antrag�eines�Mitgliedstaats�oder�auf�eigene�Initia�-
tive�und�nach�Konsultation�der�Mitgliedstaaten�geeignete�Maß-
nahmen�erlassen�und�die�auf�diese�Maßnahmen�anwendbaren
Bedingungen�und�Vorkehrungen�festlegen.�

Diese� Maßnahmen� können� in� Form� einer� vorübergehenden
�Aussetzung�der�Anwendung�einschlägiger�Bestimmungen�und
Beschlüsse�in�den�Beziehungen�zwischen�Kroatien�und�einem
oder�mehreren�anderen�Mitgliedstaaten�erfolgen;�die�Fortsetzung
einer�engen�justiziellen�Zusammenarbeit�bleibt�hiervon�unberührt.
Die�Schutzklausel�kann�schon�vor�dem�Beitritt�aufgrund�der�Er-
gebnisse�der�Überwachung�geltend�gemacht�werden,�und�die
angenommenen�Maßnahmen�treten�am�Tag�des�Beitritts�in�Kraft,
sofern�nicht�ein�späterer�Zeitpunkt�vorgesehen�ist.�Die�Maßnah-
men�werden�nicht�länger�als�unbedingt�nötig�aufrechterhalten
und� werden� auf� jeden� Fall� aufgehoben,� sobald� die� Mängel
�beseitigt�sind.�Sie�können�jedoch�über�den�in�Absatz�1�genann-
ten�Zeitraum�hinaus�angewandt�werden,� solange�die�Mängel
�weiter�bestehen.�Aufgrund�von�Fortschritten�Kroatiens�bei�der
Beseitigung�der�festgestellten�Mängel�kann�die�Kommission�die
�Maßnahmen�nach�Konsultation�der�Mitgliedstaaten�in�geeigne-
ter�Weise�anpassen.�Die�Kommission�unterrichtet�den�Rat�recht-
zeitig,�bevor�sie�die�Schutzmaßnahmen�aufhebt,�und�trägt�allen
Bemerkungen�des�Rates� in�dieser�Hinsicht�gebührend�Rech-
nung.�

A r t i k e l � 4 0 �

Um�das�reibungslose�Funktionieren�des�Binnenmarkts�nicht
zu behindern,�darf�die�Durchführung�der�innerstaatlichen�Vor-
schriften� Kroatiens� während� der� in� Anhang� V� vorgesehenen
Übergangszeiten�nicht�zu�Grenzkontrollen�zwischen�den�Mit-
gliedstaaten�führen.�

A r t i k e l � 4 1 �

Sind�Übergangsmaßnahmen�erforderlich,�um�den�Übergang
von�der�in�Kroatien�bestehenden�Regelung�auf�die�Regelung�zu
erleichtern,� die� sich� aus� der� Anwendung� der� Gemeinsamen
Agrarpolitik�gemäß�den�in�dieser�Akte�genannten�Bedingungen
ergibt,� so� werden� diese� Maßnahmen� von� der� Kommission
�entsprechend�dem�Verfahren�nach�Artikel�195�Absatz�2�der�Ver-
ordnung�(EG)�Nr.�1234/2007�des�Rates�vom�22.�Oktober�2007
über�eine�gemeinsame�Organisation�der�Agrarmärkte�und�mit
Sondervorschriften�für�bestimmte�landwirtschaftliche�Erzeugnis-
se�(Verordnung�über�die�einheitliche�GMO)1)�in�Verbindung�mit
Artikel 13�Absatz�1�Buchstabe�b�der�Verordnung�(EU)�Nr.�182/2011
des�Europäischen�Parlaments�und�des�Rates2),�oder�entspre-
chend� dem� in� den� anwendbaren� Rechtsvorschriften� vorge�-
sehenen�einschlägigen�Verfahren�erlassen.�Diese�Maßnahmen
können�jederzeit�innerhalb�eines�Zeitraums�von�drei�Jahren�ab
dem�Tag�des�Beitritts�erlassen�werden�und�ihre�Anwendung�ist
auf� diesen� Zeitraum� zu� beschränken.� Der� Rat� kann� diesen
�Zeitraum�auf�Vorschlag�der�Kommission�und�nach�Anhörung�des
Europäischen�Parlaments�einstimmig�verlängern.�
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Übergangsmaßnahmen�nach�Absatz�1�können�auch�vor�dem�Tag
des�Beitritts�erlassen�werden,�wenn�dies�erforderlich�ist.�Diese
Maßnahmen� werden� vom� Rat� mit� qualifizierter� Mehrheit� auf
�Vorschlag� der� Kommission� oder,� wenn� sie� ursprünglich� von
der Kommission� erlassene� Rechtsakte� betreffen,� von� der
�Kommission�nach�den�Verfahren�erlassen,�die�für�den�Erlass�der
betreffenden�Rechtsakte�erforderlich�sind.�

A r t i k e l � 4 2 �

Sind�Übergangsmaßnahmen�erforderlich,�um�den�Übergang
von�der�in�Kroatien�bestehenden�Regelung�auf�die�Regelung�zu
erleichtern,�die�sich�aus�der�Anwendung�der�Bestimmungen�des
Veterinär-�und�Pflanzenschutzrechts�sowie�des�Lebensmittel�-
sicherheitsrechts�der�Union�ergibt,�so�werden�diese�Maßnahmen
von�der�Kommission�nach�dem�in�den�anwendbaren�Rechtsvor-
schriften�vorgesehenen�einschlägigen�Verfahren�erlassen.�Diese
Maßnahmen�werden�innerhalb�eines�Zeitraums�von�drei�Jahren
ab�dem�Tag�des�Beitritts�erlassen�und�ihre�Anwendung�ist�auf
diesen�Zeitraum�zu�beschränken.�

A r t i k e l � 4 3 �

Der�Rat�legt�auf�Vorschlag�der�Kommission�mit�qualifizierter
Mehrheit�die�Bedingungen�fest,�unter�denen�

a) auf�das�Erfordernis�einer�summarischen�Ausgangsanmeldung
für�die�in�Artikel�28�Absatz�2�AEUV�genannten�Waren,�die�das
Hoheitsgebiet�Kroatiens�zwecks�Durchfuhr�durch�das�Ho-
heitsgebiet�Bosnien�und�Herzegowinas�bei�Neum�(„Korridor
von�Neum“)�verlassen,�verzichtet�werden�kann;�

b) auf�das�Erfordernis�einer�summarischen�Eingangsanmeldung
für�Waren,�die�in�den�Anwendungsbereich�des�Buchstaben�a
fallen,� verzichtet� werden� kann,� wenn� diese� Waren� nach
Durchfuhr�durch�das�Hoheitsgebiet�Bosnien�und�Herzego-
winas�bei�Neum�wieder�in�das�Hoheitsgebiet�Kroatiens�ge-
langen.

A r t i k e l � 4 4 �

Die�Kommission�kann�alle�geeigneten�Maßnahmen�ergreifen,
um�sicherzustellen,�dass�das�erforderliche�Statutspersonal� in
Kroatien� für�einen�Zeitraum�von�höchstens�18�Monaten�nach
dem�Beitritt� beibehalten� wird.� In� diesem� Zeitraum� gelten� für
�Beamte,�Bedienstete�auf�Zeit�und�Vertragsbedienstete,�die�vor
dem�Beitritt�Planstellen�in�Kroatien�zugewiesen�wurden�und�die
ihren�Dienst�nach�dem�Beitritt�weiterhin�in�Kroatien�zu�verrichten
haben,�die�gleichen�finanziellen�und�materiellen�Bedingungen,
wie�sie�vor�dem�Beitritt�gemäß�dem�Statut�der�Beamten�und�der
Beschäftigungsbedingungen�für�die�sonstigen�Bediensteten�der
Europäischen�Gemeinschaften�–�der�Verordnung�(EWG,�Euratom,
EGKS)�des�Rates�Nr.�259/681)�–�angewandt�wurden.�Die�Ver�-
waltungsausgaben� einschließlich� der� Gehälter� für� weiteres
�notwendiges� Personal�werden� aus� dem�Gesamthaushalt� der
�Europäischen�Union�finanziert.�

Fünfter Teil 

Bestimmungen über die Durchführung dieser Akte 

Titel�I�

Anpassungen�der�Geschäftsordnungen
der�Organe�und�der�Satzungen

und�Geschäftsordnungen�der�Ausschüsse�

A r t i k e l � 4 5 �

Die�Organe�nehmen�nach�den�jeweiligen�Verfahren,�die�in�den
ursprünglichen�Verträgen� vorgesehen� sind,�die�Anpassungen
�ihrer�Geschäftsordnungen�vor,�die�durch�den�Beitritt�notwendig
werden.�

Infolge�des�Beitritts�erforderliche�Anpassungen�der�Satzungen
und�Geschäftsordnungen�der�durch�die�ursprünglichen�Verträge
eingesetzten�Ausschüsse�werden�so�bald�wie�möglich�nach�dem
Beitritt�vorgenommen.�

Titel�II

Anwendbarkeit�der�Rechtsakte�der�Organe�

A r t i k e l � 4 6 �

Richtlinien�und�Beschlüsse�im�Sinne�des�Artikels�288�AEUV
gelten�vom�Tag�des�Beitritts�an�gemäß�den�ursprünglichen�Ver-
trägen�als�an�Kroatien�gerichtet.�Außer�im�Fall�der�Richtlinien�und
Beschlüsse,�die�nach�Artikel�297�Absatz�1�Unterabsatz�3�und
�Artikel�297�Absatz�2�Unterabsatz�2�AEUV�in�Kraft�getreten�sind,
wird�Kroatien�so�behandelt,�als�wären�ihm�diese�Richtlinien�und
Entscheidungen�am�Tage�seines�Beitritts�notifiziert�worden.�

A r t i k e l � 4 7 �

(1)� Sofern�in�dieser�Akte�nicht�eine�andere�Frist�vorgesehen
ist,�setzt�Kroatien�die�erforderlichen�Maßnahmen�in�Kraft,�um�den
Richtlinien�und�Beschlüssen� im�Sinne�des�Artikels�288�AEUV
vom� Tag� des� Beitritts� an� nachzukommen.� Kroatien� teilt� der
�Kommission�diese�Maßnahmen�bis�zum�Tage�seines�Beitritts
oder�gegebenenfalls�innerhalb�der�in�dieser�Akte�festgelegten
Frist�mit.�

(2)� Machen� Änderungen� an� Richtlinien� im� Sinne� des� Arti-
kels 288�AEUV,�die�aufgrund�dieser�Akte�erfolgen,�Änderungen
an�den�Rechts-�und�Verwaltungsvorschriften�der�derzeitigen�Mit-
gliedstaaten�erforderlich,�so�setzen�die�derzeitigen�Mitgliedstaaten
die� erforderlichen� Maßnahmen� in� Kraft,� um� den� geänderten
Richtlinien�ab�dem�Tag�des�Beitritts�Kroatiens�nachzukommen,
sofern�in�dieser�Akte�nicht�eine�andere�Frist�vorgesehen�ist.�Sie
teilen� der� Kommission� diese� Maßnahmen� bis� zum� Tag� des
�Beitritts�oder,�sollte�dies�der�spätere�Zeitpunkt�sein,�innerhalb�der
in�dieser�Akte�festgelegten�Frist�mit.�

A r t i k e l � 4 8 �

Kroatien�teilt�der�Kommission�nach�Artikel�33�des�EAG-Ver-
trags�innerhalb�von�drei�Monaten�ab�dem�Beitritt�die�Rechts-�und
Verwaltungsvorschriften�mit,�die�im�Hoheitsgebiet�Kroatiens�den
Gesundheitsschutz�der�Arbeitnehmer�und�der�Bevölkerung�ge-
gen�die�Gefahren�ionisierender�Strahlungen�sicherstellen�sollen.�

A r t i k e l � 4 9 �

Auf�ordnungsgemäß�begründeten�Antrag�Kroatiens,�der�der
Kommission�spätestens�am�Tag�des�Beitritts�vorliegen�muss,
kann�der�Rat�auf�Vorschlag�der�Kommission�–�oder�kann�die
Kommission,�sofern�der�ursprüngliche�Rechtsakt�von�ihr�erlas-
sen�wurde�–�vorübergehende�Ausnahmeregelungen�zu�Rechts-
akten�beschließen,�die�die�Organe�zwischen�dem�1.�Juli�2011
und�dem�Tag�des�Beitritts�erlassen�haben.�Diese�Maßnahmen
werden� nach� den� Abstimmungsregeln� erlassen,� die� für� die
�Annahme�des�Rechtsakts�gelten,�zu�dem�eine�befristete�Aus�-
nahmeregelung�gewährt�werden�soll.�Werden�solche�Ausnahme-
regelungen�nach�dem�Beitritt�erlassen,�so�können�sie�ab�dem�Tag
des�Beitritts�angewendet�werden.�

A r t i k e l � 5 0 �

Erfordern�vor�dem�Beitritt�erlassene�Rechtsakte�der�Organe
aufgrund�des�Beitritts�eine�Anpassung�und�sind�die�erforder�-
lichen�Anpassungen�in�dieser�Akte�oder�ihren�Anhängen�nicht
vorgesehen,�so�erlässt�entweder�der�Rat�mit�qualifizierter�Mehr-
heit�auf�Vorschlag�der�Kommission�oder�die�Kommission,�sofern
sie�selbst�den�ursprünglichen�Rechtsakt�erlassen�hat,�die�er�-
forderlichen�Rechtsakte.�Werden�solche�Rechtsakte�nach�dem
Beitritt�erlassen,�so�können�sie�ab�dem�Tag�des�Beitritts�ange-
wendet�werden.�
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A r t i k e l � 5 1 �

Sofern�in�dieser�Akte�nicht�etwas�anderes�bestimmt�ist,�erlässt
der�Rat�mit�qualifizierter�Mehrheit�auf�Vorschlag�der�Kommission
die�zur�Durchführung�dieser�Akte�erforderlichen�Maßnahmen.�

A r t i k e l � 5 2 �

Die�vor�dem�Beitritt�erlassenen�Rechtsakte�der�Organe�in�den
von�diesen�Organen�in�kroatischer�Sprache�abgefassten�Wort-
lauten�sind�vom�Zeitpunkt�des�Beitritts�an�unter�den�gleichen
�Bedingungen�wie�die�Wortlaute�in�den�derzeitigen�Amtssprachen
verbindlich.�Sie�werden�im�Amtsblatt�der�Europäischen�Union
veröffentlicht,�sofern�die�Wortlaute�in�den�derzeitigen�Amtsspra-
chen�auf�diese�Weise�veröffentlicht�worden�sind.�

Titel�III

Schlussbestimmungen�

A r t i k e l � 5 3 �

Die�Anhänge�I�bis�IX,�die�Anlagen�dazu�und�das�Protokoll�sind
Bestandteil�dieser�Akte.�

A r t i k e l � 5 4 �

Die� Regierung� der� Italienischen� Republik� übermittelt� der
�Regierung�der�Republik�Kroatien�eine�beglaubigte�Abschrift�des
Vertrags� über� die� Europäische� Union,� des� Vertrags� über� die
�Arbeitsweise�der�Europäischen�Union,�des�Vertrags�zur�Grün-
dung�der�Europäischen�Atomgemeinschaft�und�der�Verträge,

durch�die�sie�geändert�oder�ergänzt�wurden,�einschließlich�des
Vertrags�über�den�Beitritt�des�Königreichs�Dänemark,�Irlands�und
des�Vereinigten�Königreichs�Großbritannien�und�Nordirland,�des
Vertrags� über� den� Beitritt� der� Republik� Griechenland,� des
�Vertrags� über� den� Beitritt� des� Königreichs� Spanien� und� der
�Portugiesischen�Republik,� des� Vertrags� über� den�Beitritt� der
�Republik�Österreich,�der�Republik�Finnland�und�des�Königreichs
Schweden,�des�Vertrags�über�den�Beitritt�der�Tschechischen
�Republik,�der�Republik�Estland,�der�Republik�Zypern,�der�Repu-
blik�Lettland,�der�Republik�Litauen,�der�Republik�Ungarn,�der
�Republik�Malta,� der�Republik�Polen,� der�Republik�Slowenien
und der�Slowakischen�Republik�sowie�des�Vertrags�über�den
Beitritt�der�Republik�Bulgarien�und�Rumäniens,�in�bulgarischer,
dänischer,�deutscher,�englischer,�estnischer,�finnischer,�franzö-
sischer,�griechischer,�irischer,�italienischer,�lettischer,�litauischer,
maltesischer,�niederländischer,�polnischer,�portugiesischer,�rumä�-
nischer,�schwedischer,�slowakischer,�slowenischer,�spanischer,
tschechischer�und�ungarischer�Sprache.�

Die�in�kroatischer�Sprache�abgefassten�Wortlaute�der�in�Absatz 1
genannten�Verträge�sind�dieser�Akte�beigefügt.�Diese�Wortlaute
sind�unter�den�gleichen�Bedingungen�verbindlich�wie�die�Wort-
laute�dieser�Verträge�in�den�derzeitigen�Amtssprachen.�

A r t i k e l � 5 5 �

Eine�beglaubigte�Abschrift�der�im�Archiv�des�Generalsekre�-
tariats�des�Rates�hinterlegten�internationalen�Abkommen�wird
der Regierung�der�Republik�Kroatien�vom�Generalsekretär�über�-
mittelt.
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Die Hohen Vertragsparteien — 

unter Hinweis darauf, dass in Anbetracht der besonderen
 historischen Umstände, die sich auf Kroatien ausgewirkt haben,
vereinbart worden ist, die Bereitschaft zur Unterstützung Kroa-
tiens durch eine einmalige Übertragung Einheiten der zugeteilten
Menge, die im Rahmen des Protokolls von Kyoto zum Rahmen-
übereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen
(im Folgenden „Protokoll von Kyoto“) vergeben wurden, zum
Ausdruck zu bringen; 

unter Hinweis darauf, dass eine solche Übertragung nur ein
einziges Mal erfolgen würde, keinesfalls ein Präzedenzfall wäre
und die einmalige und außergewöhnliche Lage Kroatiens wider-
spiegeln würde; 

unter Betonung des Umstands, dass Kroatien eine solche
Übertragung durch eine Anpassung seiner Verpflichtungen
im Rahmen der Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europä -
ischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 über
die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Reduktion ihrer Treib-
hausgasemissionen mit Blick auf die Erfüllung der Verpflich -
tungen der Gemeinschaft zur Reduktion der Treibhausgas -
emissionen bis 20201) so ausgleichen müsste, dass ein Anstieg
der zulässigen Gesamtemissionsmenge der Union und Kroatiens
bis 2020 vermieden wird, damit die Umweltintegrität gewähr -
leistet wird – 

haben Folgendes vereinbart: 

Teil I 

Übertragung 

A r t i k e l  1  

Dieser Teil findet Anwendung auf Maßnahmen im Zusammen-
hang mit einer etwaigen einmaligen Übertragung von Einheiten
der zugeteilten Menge (Assigned Amount Units – AAU), die im
Rahmen des Protokolls von Kyoto vergeben wurden, an Kroa-
tien. 

A r t i k e l  2  

Eine Übertragung findet nur statt, wenn Kroatien seinen Ein-
spruch gegen die Entscheidung des Durchsetzungszweigs des
Ausschusses für Erfüllungskontrolle im Rahmen des Protokolls
von Kyoto gemäß den einschlägigen Bestimmungen und Fristen
für die Rücknahme von Einsprüchen zurücknimmt, bevor die
UNFCCC-Konferenz in Durban beginnt (28. November bis 9. De-
zember 2011). 

Eine Übertragung ist an die Voraussetzung gebunden, dass die
UNFCCC-Sachverständigengruppe für Revisionen nach dem
 Angleichungszeitraum feststellt, dass Kroatien seine Verpflich-
tungen im Rahmen von Artikel 3 des Protokolls von Kyoto nicht
erfüllt hat. 

Eine Übertragung erfolgt nur, wenn Kroatien alle angemessenen
Anstrengungen unternommen hat, um seine Verpflichtungen
im Rahmen von Artikel 3 des Protokolls von Kyoto zu erfüllen,
einschließlich der uneingeschränkten Nutzung von Gutschriften

aus Senken (RMU) im Zusammenhang mit Flächennutzung,
 Flächennutzungsänderung und Forstwirtschaft. 

A r t i k e l  3  

Ein Beschluss über die Übertragung von AAU wird nach dem
Prüfverfahren gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar
2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze,
nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfüh-
rungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren1) angenom-
men. Die Kommission wird von dem durch Artikel 9 der Entschei-
dung Nr. 280/2004/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 11. Februar 2004 über ein System zur Überwachung
der Treibhausgasemissionen in der Gemeinschaft und zur Um-
setzung des Kyoto-Protokolls2) eingesetzten Ausschuss für
 Klimaänderung unterstützt. Dabei handelt es sich um einen Aus-
schuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europä -
ischen Parlaments und des Rates. Ein Beschluss wird nicht
 erlassen, wenn keine Stellungnahme abgegeben wird. 

Die zu übertragenden AAU werden der Menge der AAU nach
 Artikel 2 der Entscheidung der Kommission 2006/944/EG
vom 14. Dezember 2006 über die gemäß der Entscheidung
2002/358/EG des Rates erfolgende Festlegung der Emissions-
mengen, die der Gemeinschaft und jedem ihrer Mitgliedstaaten
im Rahmen des Kyoto-Protokolls zugeteilt werden3) entnommen. 

Eine Übertragung darf die Gesamtmenge von 7 000 000 AAU
nicht überschreiten. 

Teil II 

Ausgleichsleistung 

A r t i k e l  4  

Dieser Teil findet Anwendung auf den Ausgleich, den Kroatien
im Falle einer Übertragung von AAU nach Maßgabe von Teil I zu
leisten hat. 

A r t i k e l  5  

(1) Kroatien leistet einen Ausgleich für an Kroatien übertrage-
ne AAU, indem es seine Verpflichtungen im Rahmen der
 Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates im Sinne dieses Artikels anpasst. 

Insbesondere wird die den übertragenen AAU entsprechende
Emissionsmenge, ausgedrückt in Tonnen Kohlendioxidäqui -
valent, im Sinne dieses Artikels von den jährlichen Emissions -
zuweisungen Kroatiens abgezogen, sobald die jährlichen
 Emissionszuweisungen nach Artikel 3 Absatz 2 der Entscheidung
Nr. 406/2009/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
festgelegt worden sind. 

(2) Die Kommission veröffentlicht die Zahlen, die sich für die
jährlichen Emissionszuweisungen Kroatiens aus dem Abzug
nach Absatz 1 ergeben.
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1) ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 136.

1) ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13. 
2) ABl. L 49 vom 19.2.2004, S. 1. 
3) ABl. L 358 vom 16.12.2006, S. 87, Entscheidung geändert durch den

Beschluss 2010/778/EU der Kommission (ABl. L 332 vom 16.12.2010,
S. 41).
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1. Die Bevollmächtigten 

Seiner Majestät des Königs der Belgier, 

des Präsidenten der Republik Bulgarien, 

des Präsidenten der Tschechischen Republik, 

Ihrer Majestät der Königin von Dänemark, 

des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland, 

des Präsidenten der Republik Estland, 

des Präsidenten Irlands, 

des Präsidenten der Hellenischen Republik, 

Seiner Majestät des Königs von Spanien, 

des Präsidenten der Französischen Republik, 

der Republik Kroatien, 

des Präsidenten der Italienischen Republik, 

des Präsidenten der Republik Zypern, 

des Präsidenten der Republik Lettland, 

der Präsidentin der Republik Litauen, 

Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Luxemburg, 

des Präsidenten der Republik Ungarn,

des Präsidenten Maltas,

Ihrer Majestät der Königin der Niederlande, 

des Bundespräsidenten der Republik Österreich, 

des Präsidenten der Republik Polen, 

des Präsidenten der Portugiesischen Republik, 

des Präsidenten Rumäniens, 

des Präsidenten der Republik Slowenien, 

des Präsidenten der Slowakischen Republik, 

der Präsidentin der Republik Finnland, 

der Regierung des Königreichs Schweden, 

Ihrer Majestät der Königin des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, 

die in Brüssel am 9. Dezember 2011 anlässlich der Unterzeichnung des Vertrags zwischen dem Königreich Belgien, der Republik
 Bulgarien, der Tschechischen Republik, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Estland, Irland,
der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, der Italienischen Republik, der Republik Zy-
pern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, dem
Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, der Portugiesischen Republik, Rumänien, der Republik
Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich Groß -
britannien und Nord irland (Mitgliedstaaten der Europäischen Union) und der Republik Kroatien über den Beitritt der Republik
Kroatien zur Europäischen Union zusammengetreten sind, 

haben festgestellt, dass die folgenden Texte im Rahmen der Konferenz zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
und der Republik Kroatien über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union erstellt und angenommen worden sind: 

I. der Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Republik Bulgarien, der Tschechischen Republik, dem Königreich Däne-
mark, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Estland, Irland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der
Französischen Republik, der Italienischen Republik, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, dem
Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, dem Königreich der Niederlande, der Republik Öster-
reich, der Republik Polen, der Portugiesischen Republik, Rumänien, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der
Republik Finnland, dem Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der
Europäischen Union) und der Republik Kroatien über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union (im Folgenden
„der Beitrittsvertrag“); 
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II. die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassungen des Vertrags über die Europäische Uni-
on, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomge-
meinschaft (im Folgenden „die Beitrittsakte“); 

III. die nachstehend aufgeführten und der Beitrittsakte beigefügten Texte: 

A. Anhang I: Liste der Übereinkünfte und Protokolle, denen die Republik Kroatien am Tag des Beitritts beitritt (nach Artikel 3
Absatz 4 der Beitrittsakte) 

Anhang II: Verzeichnis der Bestimmungen des in den Rahmen der Europäischen Union einbezogenen Schengen-Besitz-
stands und der darauf beruhenden oder anderweitig damit zusammenhängenden Rechtsakte, die ab dem
 Beitritt für die Republik Kroatien bindend und in der Republik Kroatien anzuwenden sind (nach Artikel 4 Absatz 1
der Beitrittsakte) 

Anhang III: Liste nach Artikel 15 der Beitrittsakte: Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Anhang IV: Liste nach Artikel 16 der Beitrittsakte: Andere ständige Bestimmungen 

Anhang V: Liste nach Artikel 18 der Beitrittsakte: Übergangsmaßnahmen 

Anhang VI: Entwicklung des ländlichen Raums (nach Artikel 35 Absatz 2 der Beitrittsakte) 

Anhang VII: Spezifische Verpflichtungen, die die Republik Kroatien bei den Beitrittsverhandlungen eingegangen ist (nach
 Artikel 36 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Beitrittsakte) 

Anhang VIII: Verpflichtungen, die die Republik Kroatien im Hinblick auf die Umstrukturierung der kroatischen Schiffbauindus-
trie eingegangen ist (nach Artikel 36 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Beitrittsakte) 

Anhang IX: Verpflichtungen, die die Republik Kroatien im Hinblick auf die Umstrukturierung der Stahlindustrie eingegangen
ist (nach Artikel 36 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Beitrittsakte) 

B. Protokoll über bestimmte Modalitäten für eine etwaige einmalige Übertragung von Einheiten der zugeteilten Menge 
(Assigned Amount Units), die im Rahmen des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen
über  Klimaänderungen vergeben wurden, an die Republik Kroatien und die entsprechende Ausgleichsleistung 

C. die Wortlaute des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft sowie der Verträge zu deren Änderung oder Ergänzung, ein-
schließlich des Vertrags über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands sowie des Vereinigten Königreichs Groß -
britannien und Nordirland, des Vertrags über den Beitritt der Republik Griechenland, des Vertrags über den Beitritt des
 Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik, des Vertrags über den Beitritt der Republik Österreich, der Repu-
blik Finnland und des Königreichs Schweden, des Vertrags über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik
 Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
 Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik sowie des Vertrags über den Beitritt Rumäniens und
der Republik Bulgarien, in kroatischer Sprache. 

2. Die Hohen Vertragsparteien haben über einige Anpassungen der Rechtsakte der Organe, die aufgrund des Beitritts erforderlich ge-
worden sind, politische Einigung erzielt und ersuchen den Rat und die Kommission, diese Anpassungen vor dem Beitritt gemäß
Artikel 50 der Beitrittsakte – dies ergibt sich aus Artikel 3 Absatz 4 des Beitrittsvertrags – zu erlassen, wobei erforderlichenfalls eine
Ergänzung und Aktualisierung erfolgt, um der Weiterentwicklung des Unionsrechts Rechnung zu tragen. 

3. Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, der Kommission sowie untereinander alle Informationen mitzuteilen, die für die An-
wendung der Beitrittsakte erforderlich sind. Diese Informationen sind, soweit erforderlich, so rechtzeitig vor dem Tag des Beitritts
vorzulegen, dass die uneingeschränkte Anwendung der Beitrittsakte ab dem Tag des Beitritts erfolgen kann; insbesondere gilt
dies für das Funktionieren des Binnenmarktes. In diesem Zusammenhang ist eine frühzeitige Mitteilung der von der Republik
Kroatien erlassenen Maßnahmen nach Artikel 47 der Beitrittsakte von höchster Bedeutung. Die Kommission kann der Republik
Kroatien gegebenenfalls den von ihr für angemessen erachteten Zeitpunkt für den Eingang oder die Übermittlung anderer speziel-
ler Informationen mitteilen. 

Eine Liste der Informationspflichten für den Veterinärbereich ist den Hohen Vertragsparteien am heutigen Tag der Unterzeichnung
überreicht worden. 

4. Die Bevollmächtigten haben die folgenden, dieser Schlussakte beigefügten Erklärungen zur Kenntnis genommen: 

A. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten 

Gemeinsame Erklärung zur vollständigen Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 

B. Gemeinsame Erklärung verschiedener derzeitiger Mitgliedstaaten 

Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer:
 Kroatien 

C. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten und der Republik Kroatien 

Gemeinsame Erklärung zum Europäischen Entwicklungsfonds 

D. Erklärung der Republik Kroatien 

Erklärung der Republik Kroatien zu der Übergangsregelung für die Liberalisierung des kroatischen Marktes für landwirtschaft-
liche Flächen 

5. Die Bevollmächtigten haben Kenntnis genommen von dem Briefwechsel zwischen der Europäischen Union und der Republik
Kroatien über ein Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen
in der Zeit vor dem Beitritt, der dieser Schlussakte beigefügt ist. 

Geschehen zu Brüssel am 9. Dezember 2011
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II. Erklärungen 

A. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten 

Gemeinsame Erklärung zur vollständigen Anwendung
der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 

Die für die künftige vollständige Anwendung aller Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in der Republik Kroatien vereinbarten
Verfahren – wie sie in den Vertrag über den Beitritt Kroatiens zur Union aufgenommen (im Folgenden „Beitrittsvertrag Kroatiens“) wer-
den – greifen dem vom Rat zu erlassenden Beschluss über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitz-
stands in der Republik Bulgarien und Rumänien nicht vor und haben keine Auswirkung auf diesen Beschluss. 

Der Beschluss des Rates über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in Bulgarien und Rumä-
nien wird nach dem hierfür im Vertrag über den Beitritt Bulgariens und Rumäniens zur Union festgelegten Verfahren und in Einklang
mit den Schlussfolgerungen des Rates vom 9. Juni 2011 über den Abschluss der Bewertung des Stands der Vorbereitung Bulga-
riens und Rumäniens in Bezug auf die Umsetzung aller Bestimmungen des Schengen-Besitzstands erlassen. 

Die vereinbarten Verfahren für die künftige vollständige Anwendung aller Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in Kroatien – wie
sie in den Beitrittsvertrag Kroatiens zur Union aufgenommen werden – begründen keinerlei rechtliche Verpflichtung außerhalb des vom
Beitrittsvertrag Kroatiens gesteckten Rahmens. 

B. Gemeinsame Erklärung verschiedener derzeitiger Mitgliedstaaten 

Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich
zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Kroatien 

Die Formulierung des Absatzes 12 der Übergangsmaßnahmen für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gemäß der Richtlinie 96/71/EG
in Anhang V, Abschnitt 2 der Beitrittsakte wird von der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich im Einvernehmen
mit der Kommission in dem Sinne aufgefasst, dass der Ausdruck „bestimmte Gebiete“ gegebenenfalls auch das gesamte nationale
Hoheitsgebiet umfassen kann. 

C. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten und der Republik Kroatien 

Gemeinsame Erklärung zum Europäischen Entwicklungsfonds 

Nach ihrem Beitritt zur Union tritt die Republik Kroatien dem Europäischen Entwicklungsfonds ab dem Inkrafttreten des neuen mehr-
jährigen Finanzrahmens für die Zusammenarbeit bei und wird ab dem 1. Januar des zweiten Kalenderjahrs nach ihrem Beitritt einen
Beitrag dazu leisten. 

D. Erklärung der Republik Kroatien

Erklärung der Republik Kroatien zu der Übergangsregelung
für die Liberalisierung des kroatischen Marktes für landwirtschaftliche Flächen 

Gestützt auf die Übergangsregelung für den Erwerb landwirtschaftlich genutzter Flächen in der Republik Kroatien durch natürliche und
juristische Personen aus EU-/EWR-Ländern gemäß Anhang V der Beitrittsakte, 

gestützt auf die Bestimmung, nach der die Kommission auf Antrag der Republik Kroatien über eine Verlängerung des siebenjährigen
Übergangszeitraums um weitere drei Jahre befindet, wenn es hinreichende Anzeichen dafür gibt, dass nach Ablauf des sieben -
jährigen Übergangszeitraums schwere Störungen des Agrargrundstücksmarkts in der Republik Kroatien eintreten werden oder zu
befürchten sind, 

erklärt die Republik Kroatien, dass sie, sollte die genannte Verlängerung des Übergangszeitraums gewährt werden, darum bemüht sein
wird, die notwendigen Schritte zu unternehmen, um den Erwerb landwirtschaftlich genutzter Flächen in den angegebenen Gebieten
noch vor Ablauf der Dreijahresfrist zu liberalisieren. 

III. Briefwechsel

zwischen der Europäischen Union und der Republik Kroatien
über ein Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme

bestimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt 

Schreiben Nr. 1 

Sehr geehrter Herr, 

ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüsse
und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres Landes zur Europäischen Union, die im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen aufgeworfen wurde. 

Ich bestätige hiermit, dass die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren entsprechend den Bedingungen in der An-
lage zu diesem Schreiben zuzustimmen; dieses Verfahren könnte in Bezug auf die Republik Kroatien ab dem Zeitpunkt Anwendung
finden, zu dem die Beitrittskonferenz erklärt, dass die Beitrittsverhandlungen endgültig abgeschlossen sind. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen könnten. 

Hochachtungsvoll 
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Schreiben Nr. 2 

Sehr geehrter Herr, 

ich bestätige den Eingang Ihres Schreibens mit folgendem Wortlaut: 

„Ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüsse und
sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres Landes zur Europäischen Union, die im Rahmen der Beitrittsverhandlungen auf-
geworfen wurde. 

Ich bestätige hiermit, dass die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren entsprechend den Bedingungen in der An-
lage zu diesem Schreiben zuzustimmen; dieses Verfahren könnte in Bezug auf die Republik Kroatien ab dem Zeitpunkt Anwendung
finden, zu dem die Beitrittskonferenz erklärt, dass die Beitrittsverhandlungen endgültig abgeschlossen sind. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen könnten.“ 

Ich bestätige Ihnen die Zustimmung meiner Regierung zum Inhalt dieses Schreibens. 

Hochachtungsvoll 

Anlage 

Informations- und Konsultationsverfahren
für die Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstiger Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt 

I. 

1. Zur Gewährleistung einer angemessenen Unterrichtung der Republik Kroatien werden alle Vorschläge, Mitteilungen, Empfeh-
lungen oder Initiativen, die zum Erlass von eines Rechtsaktes des Europäischen Parlaments und des Rates, des Rates oder des
 Europäischen Rates führen können, nach ihrer Übermittlung an den Rat oder den Europäischen Rat Kroatien zur Kenntnis
 gebracht. 

2. Es finden Konsultationen auf begründeten Antrag Kroatiens statt, das dabei seine Interessen als künftiges Mitglied der Union aus-
drücklich darlegt und seine Bemerkungen vorbringt. 

3. Verwaltungsbeschlüsse sind im Allgemeinen nicht Gegenstand von Konsultationen. 

4. Die Konsultationen finden in einem Interimsausschuss statt, der sich aus Vertretern der Union und Kroatiens zusammensetzt. 
Außer im Falle eines begründeten Einwandes der Union oder Kroatiens können die Konsultationen auch in Form eines 
Austauschs von Mitteilungen auf elektronischem Wege erfolgen; dies gilt insbesondere bei Angelegenheiten der Gemeinsamen
Außen- und  Sicherheitspolitik. 

5. Mitglieder des Interimsausschusses sind auf Seiten der Union die Mitglieder des Ausschusses der Ständigen Vertreter oder die
hierfür von ihnen benannten Personen. Soweit angebracht, können die Mitglieder des Politischen und Sicherheitspolitischen
 Komitees die Mitglieder des Interimsausschusses sein. Die Kommission ist angemessen vertreten. 

6. Der Interimsausschuss wird von einem Sekretariat – der Beitrittskonferenz – unterstützt, das zu diesem Zweck bestehen bleibt. 

7. Die Konsultationen finden statt, sobald bei den Vorarbeiten der Union im Hinblick auf den Erlass der unter Nummer 1 genann-
ten Rechtsakte gemeinsame Leitlinien ausgearbeitet worden sind, welche die Aufnahme solcher Konsultationen als sinnvoll er-
scheinen lassen. 

8. Bestehen nach den Konsultationen noch ernste Schwierigkeiten, so kann die Frage auf Antrag Kroatiens auf Ministerebene er-
örtert werden. 

9. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend auch für die Beschlüsse des Rates der Gouverneure der Europäischen
 Investitionsbank. 

10. Das in den vorstehenden Absätzen vorgesehene Verfahren gilt auch für alle künftigen Beschlüsse Kroatiens, die sich auf die
 Verpflichtungen auswirken könnten, die sich aus seiner Stellung als künftiges Mitglied der Union ergeben. 

II. 

11. Die Union und Kroatien treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit der Beitritt Kroatiens zu den Abkommen oder Überein -
kommen und Protokollen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4, Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 5 der Akte über die Bedingun-
gen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge (im Folgenden
„die Beitrittsakte“) nach Möglichkeit gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erfolgt. 

12. Zu den Verhandlungen mit den Vertragsparteien der in Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Beitrittsakte genannten Protokolle wer-
den die Vertreter Kroatiens als Beobachter an der Seite der Vertreter der derzeitigen Mitgliedstaaten hinzugezogen. 

13. Bestimmte von der Union geschlossene nichtpräferenzielle Abkommen, deren Geltungsdauer über den Tag des Beitritts hinaus-
geht, können angepasst oder geändert werden, um der Erweiterung der Union Rechnung zu tragen. Diese Anpassungen oder
Änderungen werden von der Union ausgehandelt; die Vertreter Kroatiens werden nach dem im Nummer 12 vorgesehenen Ver -
fahren hinzugezogen. 

III. 

14. Die Organe legen rechtzeitig die Texte nach Artikel 52 der Beitrittsakte fest. Zu diesem Zweck stellt Kroatien den Organen recht-
zeitig Übersetzungen dieser Texte zur Verfügung.
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Das in Rabat am 27. März 2013 unterzeichnete Ab -

kommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik

Deutschland und der Regierung des Königreichs Ma-

rokko über Finanzielle Zusammenarbeit 2012 ist nach sei-

nem Artikel 6

am 27. März 2013

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 

Bonn, den 25. April 2013

B u n d e s m i n i s t e r i u m

f ü r  w i r t s c h a f t l i c h e  Zu s a m m e n a r b e i t

u n d  E n t w i c k l u n g

Im Auftrag

M i c h a e l  F i e b i g
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Die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland

und

die�Regierung�des�Königreichs�Marokko�–

im�Geiste�der�bestehenden�freundschaftlichen�Beziehungen
zwischen�der�Bundesrepublik�Deutschland�und�dem�Königreich
Marokko,

im�Wunsch,�diese�freundschaftlichen�Beziehungen�durch�part-
nerschaftliche�Finanzielle�Zusammenarbeit�zu�festigen�und�zu
vertiefen,

im�Bewusstsein,�dass�die�Aufrechterhaltung�dieser�Beziehun-
gen�die�Grundlage�dieses�Abkommens�ist,

in�der�Absicht,�zur�sozialen�und�wirtschaftlichen�Entwicklung
im�Königreich�Marokko�beizutragen,

unter�Bezugnahme�auf�das�Protokoll�der�Regierungsverhand-
lungen�vom�23.�Mai�2012�in�Bonn�–

sind�wie�folgt�übereingekommen:

Artikel 1

(1)� Die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�ermöglicht
es�der�Regierung�des�Königreichs�Marokko�oder�anderen,�von
beiden�Regierungen�gemeinsam�auszuwählenden�Empfängern,
von�der�Kreditanstalt�für�Wiederaufbau�(KfW)�folgende�Beträge
zu�erhalten:

1. Darlehen�von�insgesamt�9 000 000�Euro�(in�Worten:�neun�Mil-
lionen�Euro)�für�die�Vorhaben

a) „Ländliche�Wasserversorgung“�bis�zu�4 500 000�Euro�(in
Worten:�vier�Millionen�fünfhunderttausend�Euro),

b) „Integriertes� Wasserressourcenmanagement“� bis� zu
4 500 000�Euro� (in�Worten:�vier�Millionen� fünfhundert�-
tausend�Euro),

wenn�nach�Prüfung�die� Förderungswürdigkeit� dieser� Vor�-
haben�festgestellt�worden�ist;

2. Finanzierungsbeiträge�für�notwendige�Begleitmaßnahmen�zur
Durchführung�und�Betreuung�des�folgenden�Vorhabens:

– für�das�unter�Nummer�1�Buchstabe�a�genannte�Vorhaben
bis�zu�1 000 000�Euro�(in�Worten:�eine�Million�Euro);

3. Finanzierungsbeiträge�von�insgesamt�2 500 000�Euro�(in�Wor-
ten:� zwei�Millionen� fünfhunderttausend�Euro)� für�das�Vor�-
haben

– „Ländliche�Wasserversorgung�(AoD)“�bis�zu�2 500 000
Euro�(in�Worten:�zwei�Millionen�fünfhunderttausend�Euro),

wenn�nach�Prüfung�seine�Förderungswürdigkeit�festgestellt
worden�ist,�weil�es�als�Vorhaben�des�Umweltschutzes�oder
der�sozialen�Infrastruktur�oder�als�Kreditgarantiefonds�für�mit-
telständische�Betriebe�oder�als�selbsthilfeorientierte�Maß�-
nahme�zur�Armutsbekämpfung�oder�als�Maßnahme,�die�zur
Verbesserung�der�gesellschaftlichen�Stellung�der�Frau�dient,
die�besonderen�Voraussetzungen�für�die�Förderung�im�Wege
eines�Finanzierungsbeitrags�erfüllt.�Die�Auszahlung�ist�von
der�Erreichung�der�vereinbarten�Ziele�abhängig.

(2)� Die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�ermöglicht
es�der�Regierung�des�Königreichs�Marokko�oder�einem�anderen
von� beiden� Regierungen� gemeinsam� auszuwählenden� Dar�-
lehensnehmer�darüber�hinaus

1. für�das�Vorhaben�„Windprogramm�I“�ein�vergünstigtes�Darle-
hen�der�KfW,�das�im�Rahmen�der�öffentlichen�Entwicklungs-
zusammenarbeit�gewährt�wird,�von�bis�zu�40 000 000�Euro
(in�Worten:�vierzig�Millionen�Euro)

2. für�das�Vorhaben�„Windprogramm�II“�ein�vergünstigtes�Darle-
hen�der�KfW,�das�im�Rahmen�der�öffentlichen�Entwicklungs-
zusammenarbeit�gewährt�wird,�von�bis�zu�36 000 000�Euro
(in�Worten:�sechsunddreißig�Millionen�Euro)

3. für�das�Vorhaben�„Solarkraftwerk�Marokko�II“�ein�vergünstig-
tes� Darlehen� der� KfW,� das� im� Rahmen� der� öffentlichen
�Entwicklungszusammenarbeit� gewährt� wird,� von� bis� zu
40 000 000�Euro�(in�Worten:�vierzig�Millionen�Euro)

zu� erhalten,� wenn� nach� Prüfung� die� entwicklungspolitische
�Förderungswürdigkeit�der�Vorhaben�festgestellt�worden�ist�und
die�gute�Kreditwürdigkeit�des�Garantiegebers�weiterhin�gegeben
ist�und�die�Regierung�des�Königreichs�Marokko�eine�Staats�-
garantie�gewährt,�sofern�sie�nicht�selbst�Kreditnehmer�wird.�Die
Vorhaben�können�nicht�durch�andere�Vorhaben�ersetzt�werden.

(3)� Die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�ist�grund-
sätzlich�bereit,�zusätzlich�zu�den�in�Absatz�1�genannten�Beträ-
gen,� im�Rahmen�der� in�der�Bundesrepublik�Deutschland�be�-
stehenden� innerstaatlichen� Richtlinien� und� bei� Vorliegen� der
Deckungsvoraussetzungen�eine�Bürgschaft�bis�zu�4 500 000
Euro� (in�Worten:� vier�Millionen� fünfhunderttausend� Euro)� zur
�Ermöglichung�von�Verbundkrediten�der�Finanziellen�Zusammen-
arbeit�durch�die�KfW�für�das�in�Absatz�1�Nummer�1�Buchstabe�a
genannte�Vorhaben�zu�übernehmen.

(4)� Die�in�Absatz�1�bezeichneten�Vorhaben�können�im�Einver-
nehmen�zwischen�der�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutsch-
land�und�der�Regierung�des�Königreichs�Marokko�durch�andere
Vorhaben�ersetzt�werden.�

(5)� Falls�die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�es�der
Regierung�des�Königreichs�Marokko�zu�einem�späteren�Zeitpunkt
ermöglicht,� weitere� Darlehen� oder� Finanzierungsbeiträge� zur
�Vorbereitung�der�in�Absatz�1�genannten�Vorhaben�oder�weitere
Finanzierungsbeiträge� für�notwendige�Begleitmaßnahmen�zur
Durchführung�und�Betreuung�der�in�Absatz�1�genannten�Vorha-
ben�von�der�KfW�zu�erhalten,�findet�dieses�Abkommen�Anwen-
dung.�

(6)� Finanzierungsbeiträge�für�Vorbereitungs-�und�Begleitmaß-
nahmen� nach� Absatz� 1� Nummer� 2� und� Absatz� 5� werden� in
�Darlehen�umgewandelt,�wenn�sie�nicht�für�solche�Maßnahmen
verwendet�werden.�

Artikel 2

(1)� Die�Verwendung�der�in�Artikel�1�genannten�Beträge,�die
Bedingungen,�zu�denen�sie�zur�Verfügung�gestellt�werden,�so-
wie�das�Verfahren�der�Auftragsvergabe�bestimmen�die�zwischen
der�KfW�und�den�Empfängern�der�Darlehen�und�der�Finanzie-
rungsbeiträge�zu�schließenden�Verträge,�die�den�in�der�Bundes-
republik�Deutschland�geltenden�Rechtsvorschriften�unterliegen.
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(2)� Die�Zusage�der�in�Artikel�1�Absatz�1�Nummern�1�bis�3�und
Absatz�2�genannten�Beträge�entfällt,�soweit�nicht�innerhalb�von
acht� Jahren� nach� dem� Zusagejahr� die� entsprechenden� Dar�-
lehens-�und�Finanzierungsverträge�geschlossen�wurden.�Für�die-
se�Beträge�endet�die�Frist�mit�Ablauf�des�31.�Dezember�2020.

(3)� Die�Regierung�des�Königreichs�Marokko,�soweit�sie�nicht
selbst�Darlehensnehmer�ist,�wird�gegenüber�der�KfW�alle�Zah-
lungen�in�Euro�in�Erfüllung�von�Verbindlichkeiten�der�Darlehens-
nehmer�aufgrund�der�nach�Absatz�1�zu�schließenden�Verträge
garantieren.�

(4)� Die�Regierung�des�Königreichs�Marokko,�soweit�sie�nicht
Empfänger�der�Finanzierungsbeiträge�ist,�wird�etwaige�Rückzah-
lungsansprüche,�die�aufgrund�der�nach�Absatz�1�zu�schließen-
den�Finanzierungsverträge�entstehen�können,�gegenüber�der
KfW�garantieren.�

Artikel 3

Die�Regierung�des�Königreichs�Marokko�übernimmt�sämtliche
Steuern�und�Abgaben,�die�der�KfW�gegenüber�dem�Königreich
Marokko�im�Zusammenhang�mit�Abschluss�und�Durchführung
der�in�Artikel�2�Absatz�1�dieses�Abkommens�erwähnten�Verträge
eventuell�entstehen,�so�dass�die�KfW�dem�Königreich�Marokko
weder�Steuern�noch�öffentliche�Abgaben�zahlen�muss.

Artikel 4

Die�Regierung�des�Königreichs�Marokko�überlässt�bei�den�sich
aus�der�Darlehensgewährung�und�der�Gewährung�der�Finanzie-
rungsbeiträge� ergebenden� Transporten� von� Personen� und
Gütern�im�See-,�Land-�und�Luftverkehr�den�Passagieren�und�Lie-
feranten� die� freie�Wahl� der� Verkehrsunternehmen,� trifft� keine
Maßnahmen,�welche�die�gleichberechtigte�Beteiligung�der�Ver-
kehrsunternehmen�mit�Sitz�in�der�Bundesrepublik�Deutschland
ausschließen�oder�erschweren,�und�erteilt�gegebenenfalls�die�für
eine�Beteiligung�dieser�Verkehrsunternehmen�erforderlichen�Ge-
nehmigungen.

Artikel 5

(1)� Das�im�Abkommen�vom�20.�Juli�2005�zwischen�der�Regie-
rung�der�Bundesrepublik�Deutschland�und�der�Regierung�des
Königreichs�Marokko�über�Finanzielle�Zusammenarbeit�2004�in
Artikel�1�Absatz�1�Nummer�1�Buchstabe�e�für�das�Vorhaben�„Ent-
sorgung�von�industriellem�Sondermüll“�vorgesehene�Darlehen�in
Höhe�von�5 000 000�Euro�(in�Worten:�fünf�Millionen�Euro)�wird
�reprogrammiert�und�als�Darlehen�für�das�Vorhaben�„Effiziente
Bewässerung�Zerrar“�verwendet,�wenn�nach�Prüfung�dessen
Förderungswürdigkeit�festgestellt�und�bestätigt�worden�ist.

(2)� Die�im�Abkommen�vom�20.�Juli�2005�zwischen�der�Regie-
rung�der�Bundesrepublik�Deutschland�und�der�Regierung�des
Königreichs�Marokko�über�Finanzielle�Zusammenarbeit�2004�in
Artikel�1�Absatz�2�Buchstabe�c�für�das�Vorhaben�„Entsorgung
von� industriellem� Sondermüll“� vorgesehene� Bürgschaft� zur
�Ermöglichung�eines�Verbundkredits�der�Finanziellen�Zusammen-
arbeit� durch� die� Kreditanstalt� für�Wiederaufbau� in� Höhe� von
5 000 000�Euro�(in�Worten:�fünf�Millionen�Euro)�wird�ebenfalls�für
das�Vorhaben�„Effiziente�Bewässerung�Zerrar“�verwendet.

(3)� In�Ausführung�der�im�Abkommen�vom�11.�Februar�2008
zwischen�der�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�und
der�Regierung�des�Königreichs�Marokko�über�Finanzielle�Zusam-
menarbeit�2006� in�Artikel�1�Absatz�1�Nummer�4� für�das�Vor-
haben�„Einrichtung�eines�Studien-�und�Fachkräftefonds“�vor�-
gesehenen�Reprogrammierung�wird�ein�Teilbetrag�in�Höhe�von
1 000 000�Euro�(in�Worten:�eine�Million�Euro)�als�Finanzierungs-
beitrag�für�eine�Begleitmaßnahme�für�das�Vorhaben�„Effiziente
Bewässerung�Zerrar“�verwendet.

(4)� Im�Übrigen�gelten�die�Bestimmungen�der�Abkommen�vom
20.�Juli�2005�und�11.�Februar�2008�zwischen�der�Regierung�der
Bundesrepublik�Deutschland�und�der�Regierung�des�Königreichs
Marokko�auch�für�diese�Vorhaben.

Artikel 6

Dieses� Abkommen� tritt� am� Tage� seiner� Unterzeichnung� in
Kraft.
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Geschehen�zu�Rabat�am�27.�März�2013�in�zwei�Urschriften,
jede�in�deutscher,�arabischer�und�französischer�Sprache,�wobei
jeder�Wortlaut�verbindlich�ist.�Bei�unterschiedlicher�Auslegung
des�deutschen�und�des�arabischen�Wortlauts�ist�der�französische
Wortlaut�maßgebend.

Für�die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland

Dr.� M i c h a e l �W i t t e r

Für�die�Regierung�des�Königreichs�Marokko

N i z a r � B a ra k a
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Das Übereinkommen Nr. 100 der Internationalen Arbeitsorganisation vom
29. Juni 1951 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher
 Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit (BGBl. 1956 II S. 23, 24) ist nach seinem
 Artikel 6 Absatz 3 für die

Salomonen am 13. April 2013

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
15. Februar 2011 (BGBl. II S. 332).

Berlin, den 29. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens Nr. 100 der Internationalen Arbeitsorganisation 
über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte 

für gleichwertige Arbeit

Vom 29. April 2013

Das Übereinkommen Nr. 105 der Internationalen Arbeitsorganisation vom
25. Juni 1957 über die Abschaffung der Zwangsarbeit (BGBl. 1959 II S. 441, 442)
ist nach seinem Artikel 4 Absatz 3 für die 

Salomonen am 13. April 2013

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
11. Januar 2011 (BGBl. II S. 211).

Berlin, den 29. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y  

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens Nr. 105 der Internationalen Arbeitsorganisation 
über die Abschaffung der Zwangsarbeit

Vom 29. April 2013
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Das Übereinkommen Nr. 160 der Internationalen Arbeitsorganisation vom
25. Juni 1985 über Arbeitsstatistiken (BGBl. 1991 II S. 306, 307, 724) ist nach
seinem Artikel 20 Absatz 3 für

Moldau, Republik am 10. Februar 2013

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
9. August 2011 (BGBl. II S. 838).

Berlin, den 29. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Übereinkommens Nr. 160 der Internationalen Arbeitsorganisation
über Arbeitsstatistiken

Vom 29. April 2013

Das Übereinkommen Nr. 161 der Internationalen Arbeitsorganisation vom
26. Juni 1985 über die betriebsärztlichen Dienste (BGBl. 1994 II S. 1198, 1199)
ist nach seinem Artikel 18 Absatz 3 für

Bulgarien am 1. März 2013

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
3. April 2012 (BGBl. II S. 498).

Berlin, den 29. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens Nr. 161 der Internationalen Arbeitsorganisation 
über die betriebsärztlichen Dienste

Vom 29. April 2013
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Das Übereinkommen Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom
17. Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung
der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (BGBl. 2001 II S. 1290, 1291) ist nach
seinem Artikel 10 Absatz 3 für die

Salomonen am 13. April 2013

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
3. April 2012 (BGBl. II S. 471).

Berlin, den 29. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation
über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen

zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit

Vom 29. April 2013

Das Übereinkommen Nr. 187 der Internationalen Arbeitsorganisation vom
15. Juni 2006 über den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz (BGBl. 2010 II
S. 378, 379) ist nach seinem Artikel 8 Absatz 3 für

Togo am 30. März 2013

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
28. Juni 2011 (BGBl. II S. 742).

Berlin, den 29. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens Nr. 187 der Internationalen Arbeitsorganisation 
über den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz

Vom 29. April 2013
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Das Übereinkommen vom 10. Juni 1958 über die Anerkennung und Vollstre-
ckung ausländischer Schiedssprüche (BGBl. 1961 II S. 121, 122; 1987 II S. 389)
wird nach seinem Artikel XII Absatz 2 für

Myanmar am 15. Juli 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
4. Dezember 2012 (BGBl. II S. 1567).

Berlin, den 30. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich des Übereinkommens 

über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche

Vom 30. April 2013

Das Übereinkommen vom 23. Mai 1997 über die Vorrechte und Immunitäten
des Internationalen Seegerichtshofs (BGBl. 2007 II S. 143, 145) wird nach sei-
nem Artikel 30 Absatz 2 für 

Malta am 24. Mai 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
16. August 2011 (BGBl. II S. 845).

Berlin, den 30. April 2013 

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y

Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten 
des Internationalen Seegerichtshofs

Vom 30. April 2013
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Die Änderung vom 17. September 1997 des Montrealer Protokolls vom
16. September 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen
(BGBl. 1998 II S. 2690, 2691), ist nach ihrem Artikel 3 Absatz 3 für

Côte d‘Ivoire am 26. September 2012

Marokko am 18. Dezember 2012

Nicaragua am 5. Februar 2013

in Kraft getreten.

Ferner wird die Änderung nach ihrem Artikel 3 Absatz 3 für

Botsuana am 22. Mai 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
14. November 2012 (BGBl. 2013 II S. 152).

Berlin, den 30. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y  
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

der Änderung von 1997 des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen

Vom 30. April 2013

Die Änderung vom 3. Dezember 1999 des Montrealer Protokolls vom 16. Sep-
tember 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen
(BGBl. 2002 II S. 921, 923), ist nach ihrem Artikel 3 Absatz 3 für

Tschad am 2. April 2013

in Kraft getreten.

Ferner wird die Änderung nach ihrem Artikel 3 Absatz 3 für

Botsuana am 22. Mai 2013

Dschibuti am 7. Mai 2013

Ecuador am 1. Mai 2013

Iran, Islamische Republik am 15. Mai 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
14. November 2012 (BGBl. 2013 II S. 152).

Berlin, den 30. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y

Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

der Änderung von 1999 des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen

Vom 30. April 2013
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Das Protokoll vom 28. September 1984 zum Übereinkommen von 1979 über
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend die langfris tige
Finanzierung des Programms über die Zusammenarbeit bei der Messung und
Bewertung der weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stoffen in
Europa (EMEP) (BGBl. 1988 II S. 421, 422) wird nach seinem Artikel 10 Absatz 2
für

Georgien am 8. Mai 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
24. Januar 2013 (BGBl. II S. 233).

Berlin, den 30. April 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Protokolls von 1984 zum Übereinkommen von 1979
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung 

betreffend die langfristige Finanzierung des Programms über die 
Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der weiträumigen Übertragung 

von luftverunreinigenden Stoffen in Europa (EMEP)

Vom 30. April 2013
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